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Durchführu~~ des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) 
Wesentliche Anderung des Biomassekraftwerks am Standort Fabrikstraße 2 
in 04509 ·Delitzsch 

Antragvom 14.09.2004, zuletzt ergänzt am 31.03.2005 

Auf den·o.g. Antrag erlässt das Regierungspräsidium Leipzig folgenden 

Genehmigun,gsbescheid 

I. 

1.1 

Der Firma BKD Biokraftwerk Delitzsch GmbH, Fabrikstraße 2, 04509 Delitzsch, vertreten durch 

die Geschäftsführer Herm Gabrysch und Herrn Umbach wird auf ihren Antrag gemäß § 16 Ab­

satz 1 BlmSchG in Verbindung mit Ziffer 8.2 Spalte l Buchstabe a) und b) des Anhanges zu§ 1 

der Vierten Verordnung zur Durchführung des BimSchG (Verordnung über genehmigungsbe­

dürftige Anlagen - 4. BimSchV) die 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

zur wesentlichen Änderung des Biomassekraftwerks durch die Erhöhung der Feuerungswärme­

leistung auf 85,5 , die Errichtung und den Betrieb eines Nichteisenmetallabscheiders im Be­

reich der Altholzlagerung /Transport, die Errichtung und den Betrieb einer Lüftungsanlage im 

Brennstofflager, den Betrieb von Wasserbedüsungen an zwei Übergabestellen imBereich Brenn:.. 

stofflag~r; di~ Erweiterung des Gewebefilters und den Betrieb der Kleinkühltutmanfage in Voll-

Hinweis; Kein Zugang für elektronisch signierte sowie für verschlüsselte elektronische Dokumente 
Dienstgebäude Telefax: Leipzig (0341) 9 77 l 1 99 
Braustraße 2 • Ö4 l 07 Leipzig E-Mail: poststelle@rpl.sachsen.de 

Internet: www. rpl. sachscn. de 
Wir sind j{'derzeit erreichbar, bitten aber um telefonische Absprache. 

[kl ·Behindertenparkplatz 
e.J Braustraße 

zu crrcfolien'ffiit der 
Buslinie 89 
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last am Standort Fabrikstraße ·2 in 04509 ·~J)Jfati~'th; Gemarkung Delitzsch, Flur 6, Flurstücke 

85/10 und 80/6 sowie Flur 10, Flurstücke 26/1, 28/1, 28/3, 311/26 und 336/28 erteilt. 
~- . . 

1.2 

Bestandteil des Bescheides sind die in Abschnitt VIII. aufgeführten; gesiegeltei1 Antragsunterla­

gen, aus denen sich Standort, Technologie und Umfang der mit diesem Bescheid genehmigten 

Änderung ergeben. 

1.3 

Der Bescheid wird mit Nebenbestimmungen (IV.) und Hinweisen (V.) versehen. Die Nebenbe­

stimmungen sind bindend, die Hinweise zu beachten. 

,,,-., 1.4 

Die Genehmigung beinhaltet die Zulassung von Ausnahmen nach § 21 der Dreizehnten Verord­

nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über Großfeuerungs­

und Gasturbinenanlagen - 13 . BimSch V) zur Befreiung von der kontinuierlichen Überwachung 

der Emission von Stickstoffdioxid, Schwefeloxiden und Quecksilber nach§ 15 Absätze 3, 7 und 

9 der 13. BimSchV. 

II. 

Kostenentscheidung und Genehmigungsumfang 

2.1 Kostenentscheidung 

2.1.1 \...._,-

Die Kosten für die Genehmigung trägt die Antragstellerin. 

2.1:2 
Für diesen Bescheid werden Gebühren von 5.290~QO ;€und Auslagen von 51,30 € erhoben. 

2.1.3 
Die erhobenen Kosten von 5.341,30 €werden.mit Bekanntgabe dieses Bescheides fällig und sind 

unter Verwendung des beigefügten Überweisungsträgers auf das Konto der Hauptkasse des Frei- · 

staates Sachsen, Außenstelle Chemnitz bei der Ostsächsischen Sparkasse Dresden, Bankleitzahl 

850 503 00, Konto-Nr. 315 3011370, Buchungskennzeichen 0306.0495.6294 innerhalb eines Mo-

nats nach Fälligkeit zu entrichten. 
flEISTAAT"'-. 
~CHSEN . . ~ . ' \:„ . i 

~ 
. !Sll'~··· 
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2. 2 Genehmigungsumfang 

Die Genehmigung umfasst : 

2.3 

dfo Erhöhung der Feuerungswärmeleistung;auf 85,5 .'MW.(:Betriebseinheit 81)~ 

die Errichtung und den Betrieb eines Nichteisenmetallabscheiders (NE-Abschei'det;'Be­

triebseinheit 40) im Bereich der Altholzlagerung /Transport (Betriebseinheit 11), 

· die Errichtung und den Betrieb einer Lüftungsanlage im. Brennstoffiage'r (Betriebseinheit 

11 ), 

den Betrieb von Wasserbedüsungen an zwei Übergabestellen im Bereich Brennstöfflager 

. (Betriebseinheit 11 ), 

die Erweiterung des Gewebefilters (Betriebseinheit 82) und 

den Betrieb der Kleinkühlturrrianlage in Volllast (Betriebseinheit 72). 

Grenzen der Genehmigung 

' . 

Planfeststellungen, Zulassungen bergrechtlicher Betriebspläne, wasseriechtliche Erlaubnisse und 

Bewilligungen nach §§ 7 und 8 des Wasserhaushaltgesetzes (WHG), z. B. die Entnahme von 

Wasser oder die Einleitung von Abwässern, auch für der:t '.F:alLdet.Indirekteinleitergenehmigung, 

sind gesondert einzuholen. Die nachträgliche Aufnahme ;W'a:sserrechtlicher Auflagen bleibt vor­

behalten. 

" 
Die irtririissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt die Bewilligung der Beschäftigung vdn · 

Arbeitnehmern an Sonn- und FeiertagennachAt-beitszehgesetz (ArbZG) nicht mit ein: Die Be­

schäft:i'gung von Arbeitnehmern an Sonn-. und:feiertagen ist nur statthaft, wetmdafündie · 

Voraussetzungen des § 10 ArbZG erfüllt sind oder;eine,Bewilligung für bestimmte·Arb·eiten an · · · 

Sonn- oder Feiertagen durch die Abteilung 7 -Arbeitsschutz - des Regierungspräsidiumsiieip'- · 

zig erteilt wurde und beim Betreiber vorliegt(§ 13 Absatz 5 ArbZG). 

Jede weitere ·Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs,:dieser genehmigungsbe~ ··· · 

dürftigenAnlage ist, sofern eine Genehmigung nicht .beantragt wird,:der·zustäridigen Genehmi- ·- ·· · .. · 

gungsbehörde mindestens einen Monat bevor mit der.Änderung begonnen '.werden.soll( sChrift­

lich anzilzeigen, wenn sich die Änderung auf in § 1 BimSchG genannte Schutzgüter auswirken · 

kann(§ 15 Absatz 1 BimSchG) . . 
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Die Gen-ehrnigung erlischt, wenn nicht innethalb:·eines Jahres nach Unanfech:tbarkeit der Geneh­

rnigungmit der Errichtung und einem weiteren Jahr mit dem Betrieb derArtlage begonnen wurde. 

Die Genehmigung erlischt ferner, wenn·d-ie Anlage nach der Inbetriebnahme während eines Zeit­

raumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden ist oder wenn das Genehmigungser­

fordernis aufgehoben wird. 

IV. 

Nebenbestimmungen 

4.1 Allgemeine Nebenbestimmung 

4.1.1 

Die Anlage ist entsprechend den geprüften und gesiegelten Antragsunterlagen zu errichten und zu 

betreiben. Sofern in den nachstehenden Nebertbestitnmungen (NB) abweichende Anordnungen 

getroffen werden, sind diese durchzuführen. 

4.1.2; 

Der zuständigen Genehmigungsbehörde und den ·zuständigen Überwachungsbehörden ( entspre-

chend V.) .ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der geänderten Anlage 'unaufgefordert schriftlich 

anzuzeigen. Die Anzeige muss mindestens zwei · Wochen vor der hettbsichtigten Inbetriebnahme 

vorl:iegen. 

4.1.3 
Der zuständigen Genehmigungsbehörde und den zuständigeh 'Überwachungsbehörden (entspre-

chend V) ist der Zeitpunkt .der ,Stilllegung ·der'Artl:age oder VOff Anlagenteilen unaufgefordert 

schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss spätestens einen Monat vor der beabsichtigten Stillle-

gung vorliegen. 

4.1.4. 
Die Genehmigung oder eine Abschrift ist an der Betriebsstätte jederzeit bereitzuhalten und den 

zuständigen Überwachungsbehörden (entsprechend V.) auf Verlangen vorzulegen. 
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4.2 Immissionsschutzrechtliche Nebenbe;timmungen 

4.2.1 

In der Kesselanlage sind als Brennstoffe nur Biobrennstoffe im Sinne des § 2 der \rerordnurig :: 

über Gioßfeuerungs- und Gasturbinenanlagen - 13 . BlmSch V - einzusetzen (siehe nachfolgeride 

Tabelle). 

Tabelle 1 - Eingänge der A~fälle 

. .,,._ . :--~· .. 
.. 

' : .:.:: : . ~ :·::~. v:;::~ · .. :.·:.=·: . ~ : ·.:· : ·~· 

. A.nr~ist€11e:_ <l·es. :x6f.~li~·,1fö ?'.tF~ . ,-•. ,.;,\~l ;,:: .,.,:::'.;:. · 
~t?ff: . Abfaifart . 

Ni{·:. 

E 1 

E2 

E3 

Abfälle aus der Forstwirtschaft 

Rinden und Korkabfälle 

Verschnitt, Abschnitte, Späne aus naturbelas­

senem Vollholz 

AI 

AI 03 01 01 

AI 03 01 05 Holzabfälle aus der 

Holzbe- und verar­

beitung 
f--~~-+-~~~~~~~~~~~~~~~--t-~~~---i--,-~~----; 

E4 Verschnitt, Abschnitte, Späne von Holzwerk- All 03 01 05 

stoff en und sonstigem behandeltem Holz 

(ohne schädliche Verunreini n en) 

E5 Rinden und Holzabfälle All 03 03 01 

E6 Paletten aus Vollholz, wie Europlatten, In- AI 15 01 03 Paletten/ Verpa--· 
dustrie alerten aus Vollholz ckungen 

E7 Paletten aus Holzwerkstoffen All 15 01 03 

E8 Trans .ortkisten, Versch1 ·· e aus Vollholz AI 15 01 03 

E9 Transportkisten, Verschläge aus Holzwerk- All . 15 01 03 

stoffen 

E 10 Obst-, Gemüse- und Zierpflanzenkisten so- AI 15 01 03 Verpackungen 

. wie· ähnliche Kisten aus Vollholz 

E 11 Kabeltrommeln aus Vollholz AI 15 01 03 . 

(Herstellun nach 1989 

EI2 Naturbelassenes Vollholz AI 

E 13 Holzwerkstoffe, Schalhölzer, behandeltes All 

Vollholz (ohne schädliche Verunreini n en 
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lf ,l[tiraü~'!J ''.~'.~(;~;1;6l,lllli]i~,1~j ii,,f~,:; ;,~~~N:i~ 1~2°~~~~~:,, 
E 14 Dielen, Fehlböden, Bretterschalungen aus A II 17 02 01 Altholz aus dem 

E 15 

E 16 

E 17 

E 18 

dem Innenausbau (ohne schädliche Verunrei­

nigungen) 

Türblätter und Zargen von Innentüren (ohne 

schädliche Verurueiniirungen) 

Profilblätter für die Raumausstattung, 

Deckenpaneelen, Zierbalken (ohne schädli-

ehe Verunreinigungen) 

Bauspanplatten _,..-

Altholz ohne gefährliche Stoffe 

All 

All 

All 

All 

E 19 Möbel, naturbelassenes Vollholz AI 

E 20 Möbel, ohne halogenorganische Verbindun- A II 

gen in der Beschichtung 

4.2.2 

Abbruch/ Baube-

reich 

17 OTOl Altholz aus 

dem Abbruch/ 

17 02 01 Rückbau 

17 02 01 

19 12 07 Altholz aus Sortier-

und Aufbereitungs-

anlagen/ Altholz aus 

der mechanischen 

Behandlung von 

Abfä.11.~n 

2'0 01 38 

Möbel 

20 01 38 

Die Verbrennungsanlage ist so zu betreiben, dass ein weitestgehender Ausbrand der Biomasse 

erreicht wird. Für staubförmige Verbrennungsrückstände sind geschlossene Transporteinrichtun­

gen und geschlossene Zwischenlager zu verwenden. 

4.2.3 
Die Abgase sind in kontrollierter Weise über den Schornstein (Höhe: 82 m) so abzuleiten, dass 

ein ungestörter Abtransport mit der freien Luftströmung;ertnöglicht wird . 

'.___.,. 

., _ / 
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Die Anf?rderungen der folgenden Nebenbestimmungen 4.2.5 und 4.2.6 finden auf die Anlagen­

teile und Verfahrensschritte, die geändert werden sollen. sowie auf Anlagenteile und Verfahrens­

schritte, auf die sich die Änderung auswirken wird, sofort Anwendung. Für die Anforderung ist 

die Gesamtleistung der Anlage maßgeblich. 

4.2.5 
Die Rauchgase der Verbrennungsanlage tlürfen folgende Emissionsgrenzwerte, angegebe.n als · 

agesmittelwert für die Konzentrationen an Schadstoffen im Aogas, berec net aufaen Nonnzu­

stand (273 K; 01,3 kPa), trocken und einen Bezugs-Sauerstoffgehalt von 6 vom Hundert, nicfü 

4.2.6 

Gesamtstaub 

organische Stoffe, angegeben als Ge;amtkohlenstoff 

.. ·. Kohlenmonoxid 

Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, angegeben als 

Schwefeldioxid 

Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als 

Stickstoffoxid 

Quecksilber und seine Verbindungen, . angegeben als Hg 

· Dioxine und Furane 

20 mg/m3 

10 mg/m3 

250 mg/m3 

200 mg/m3 

350 mg/m3 

0,03 mg/m3 ~ 

0, 1 ng/m3 

Es darfkei.n.Halbstundenmittelwert das Do pelte der unter Nebenbestimmung (NB) '1.2.5 ge­

nanntenEmis.sionsgrenzwerte überschreiten. Abweichend von dem in der NB 4.2.5 bestimmtem 

Emissionsgrenzwert für Quecksilber und seine Verbindungen darf'kein Halbstundenmittelwert 

den Emissionsgrenzwert von 0,05 mg/m3 überschreiten. 

4.2.7 
Für An- und.Abfahrvorgänge gelten ie Grenzwerte als eingehalten, wenn das Zweifache der 

estgelegte Emissionsbegrenzungen nicht ül:ierschritten wird. 
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darf20 mg/m3, bezogen auf trockenes Abgas im Normzustand (273 K, 101,Jk.Pa), .nicht über;. ·· 

schreiten. 

4.2.9 

ie Filter sind mit Überwachungsein~iGhtungen .auszurüsten, die ein Zusetzen der Filter oder 

ilterdefekte nverztiglich anzeigen und eine Störungsmeldung bewirken. Entsprec enoe Filter­

bücher über Betrieb und Wartung sind anzulegen. 

4.2.10 

er Betreiber der Anlage hat bei einer Betriebsstörung an einer Abgasreinigungseinrichtung oder 

ei ihrem Ausfall unverztigr h die erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Be­

trieb zu reffen. E.Lhat den Betrieb der Anla e einzuschränken oder sie außer Betrieb zu nehrrien, 

wenn ein ordnungsgemäßer Betrieb nicht innerhalb von 24 Stunden sie ergestellt werden kann. 

In jedern..Fall ist di_e zuständige Behörde unverztiglicb, s ätestens innerhalb von 48 S noen zu 

unterrichten. 

4.2.11 
Bei Ausfall einer Abgas e"nigungseinrichtung darf eine Anlage wähiena eines Zwölf-Nlonats­

Zeitraumes höchste 120 tunden ohne diese Abgasreinigungseinrichtung betrieben werden. 

Sicherheitstechnik 

4.2.12 
Die möglichen Staubablagerungsflächen innerhalb des Holzbrennstoffiagers sind regelmäßig zu 

reinigen. Zu beachten sind insbesondere schlecht einsehbare oder schwer zugängliche Oberflä-

chen. 

Zur Reinigung sind nassreinigende oder saugende Verfahren/ Geräte einzusetzen. Das Abblasen 

von Staubablagerungen mit Druckluft ist nicht zulässig. 

Die Reinigungszyklen sind so zu wählen, dass die Ausbildung einer gleichmäßig über große Flä-

chen des Raumes verteilten Staubschicht nicht möglich ist. 

Bei der Reinigung ist ein Aufwirbeln abgelagerter Staubschichten weitestgehend zu vermeiden, 

so dass sich kein explosionsfähiges Staub-Luft-Gemisch heraus bilden kann. Die Temperatur 

'\...._ ,/ 
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derjenigen Oberflächen, die mit einer Staubwolke in Verbindung kommen können, darf einen .. 

Wert von. zwei Drittel der Zündtemperatur des Staubes (in Grad Celsius) nicht überschreiten. 

Regelmäßige Kontrollen an den Reibungsstellen (wie z.B. Lager, Motoren) sind in einem b.e­

trieblichen ·Planzur Abwehr von Gefahren aufzunehmen. 

'Messtechnische Überwachung der Emissionen 

4.2.13 

ür Messungen zur Feststellung der Emissionen sowie zur Ermitthmg der Bezugs- oder Be­

tne0sgrößen sind die dem Stand der Messtechnik entsprechenden Messverfahren und geeigneten 

Messeinrichtungen anzuwenden oder zu verwenden. Die Probenahme und Analyse aller Schad­

stoffe sowie die Referenzmessverfahren zur Kalibrierung automatischer Meßsysteme sind nach 

CEN-Normen durchzuführen. Sind keine CEN„Normen verfügbar, so werden ISO-Normen, na­

tionale Nonnen oder sonstige internationale Normen angewandt, dass Daten von gleichwertiger 

wissenschaftlicher Qualität ermitteltwerden. 

4.2.14 

Der Betreiber hat vor der Inbetriebnahme der Verbrennungsanlage eine Bescheinigyng über den 

ordnungsgemäßen Einbau von Messeinrichtungen zur kontinuierlichen Überwachung durch eine 

vom Sächsischen Landesamt für Umwelt und Geolog!e für Kalibrierungen bekannt gegebene 

Stelle vorzulegen. 

4.2.15 

Der Betreiber hat die Messeinrichtungen, die zur kontinuierlichen Feststellung der Emissionen 

eingesetzt werden, durch eine vom Landesamt für Umwelt und Geologie bekannt gegebene Stel­

le nach Erreichen des ungestörten Betriebes, jedöch'fiühestens nach dreimonatigem Betrieb un 

spätestens sechs ·Monate nach Inbetriebnahme kalibrieren und jährlich einmal auf Funktionsfä­

higkeit prüfen zu lassen; die Kalibrierung ist im Abstand von 3 Jahren zu. wiederholen. Die Eig­

nung der Messeinrichtung ist im Zusammenhang mit der Erstkalibderung von der Messstelle 

bestätigen zu lassen. Die Berichte über das Ergebnis der Kalibrierung und der Prüfung der Funk­

tionsfähigkeit sind der Unterabteilun 6.2 (Umweltfachbereich} des Regierungspräsidiums LeiR­

zig innerha1 von zwölf Wochen nach ·Kalibrierung und Prüfung vorwiegen. 
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Der Betreiber nat Oie Massenkonzentrationen der Emissionen an Gesamtstaub; .Gesarntkohlen­

stoff, Kohlenrnonoxia, SticI<:stoffoxide, den Volumen ehalt an Sauerstoff im Abgas und die___ruii 

Beurteilung des ordnungsgemäßen Betriebs erforderlichen Betriebsgrößen, 'nsbesondere Abgas-

emperatur, Abgasvolumen, Feuc tegehalt und Druck, kontinuierlich zu ermitteln~egistriere 

una gemäß§ 16 Abs. 1 der 13. BimSchV auszuwerten. 

ährena es Betrie6es er Verbrennungsanlage ist aus den Messwerten für jede aufeinander; 

folgende halbe Stunde der HaIOstundenmittelwert zu bilden und auf den Bezugssauerstoffgehalt 

umzurechnen. Äus oen albstundenmittelwerten ist für jeden Tag der Tagesmittelwert, bezoge 

auf die täglicfie Betriebszeit, zu bilden . 

4.2.17 

Aufdie kontinuierliche Messung des Sticksto1fdioxides kann verzichtet werden; wenn durch 

Einzelmessungen nachgewiesen wird, dass der Anteil des Stickstoffdioxids an den Stickstoff­

oxidemissionen unter 5 von Hundert liegt. Die Bestimmung des Anteils hat durch Berechnung zu 

erfolgen. In diesem Fall hat der Betreiber Nachweise über den Anteil des Stickstoffdioxids bei 

der Kalibrierung zu führen und der zuständigenBehörde, der Unterabteilung 6:2 des Regie­

rup.gspräsidiums Leipzig auf Verlangen vorzulegen. Der Nachweis ist fünf fahre nach der Kalib-

rierting aufzubewahren. 

4.2.18 

Die Messungen zur Feststellung der Schwefeloxide sind nicht erforderlich, wenn die Emissions­

grenzwerte durch den Einsatz entsprechender Brennstoffe eingehalten werden. Der Betreiber hat 

durch Einzelmessungen die Emissionen für Schwefeloxide einmaLim Jahr zu bestimmen und für · 

jedes Kalender;jahr Nachweise über den Schwefelgehalt und den .;untere;nHeizwert der eingesetz­

ten Brennstoffe zu führen und der zuständigen Behörde, der Unterabteilung 6.2 des Regierungs­

präsidiums Leipzig.auf Verlangen vorzulegen. Die Nachweise sind fünf Jahre nach Ende des 

Nachweiszeitraumes aufzub.ewahren. 

4.2.19 

Für Quecksilber und seine Verbindungen, angegeben als .Quecksilber kann auf die kontinuierli­

che Messung verzichtet werden, wenn durch regelmäßige Kontrollen der Brennstoffe zuverlässig 

nachgewiesen ist, dass die Emissionsgrenzwerte der NB 4.2.5 und 4.2.6 nur zu weniger als 50 

vom Hundert in Anspruch genommen werden. 

....... _ .. 

., 
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Über aie Ergebnisse der kontinuierlichen Messungen ,sind Messberichte furjedeS'KalEfnderjahr:' 

zu erstellen und der zuständi en Üoerwachungsbehörde bis zum 31. März des Folgejahres vorzu­

legen. --

4.2.21 

Die Aufzeichnungen der kontinuierlichen Messgeräte sind über einen Zeitraum von mindestens 

fünf · alfren aufzubewahren und der zuständigen Überwachungsbehörde auf Verlangen vör.tule-

4.2.22 

ie Emissionswerte sind eingehalten, wenn kein Er ebnis eines nach Anhang II der 

13. BimSch V validierten Tages- und Halbstundenmittelwertes den jeweils maßgebenden Emis­

s10nsgrenzwert der NB 4.2.5 und 4.2.6 uberschreitet. 

Einzelmessungen 

4.2.23 

Der Betreiber hat für die Schadstoffe der NB 4.2.5 und 4.2.6, die nicht kontinuierlich ermittelt 

werden, Messungen von einer nach§ 26 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Freistaat 

Sachsen bekannt gegebenen Stelle durchführen zu lassen. Die Messungen sind nach Erreichen 

äes ungestörten Betriebes, jedoch :fiühestens nach dreimonatigem Betrieb und spätestens sechs 

Monate nach Inbetriebnahme, und anschließend wiederkehrend spätestens alle drei Jahre min­

destens arrdrei TCIBen durchführen zu lassen (Wiederholungsmessungen). Diese sind vorzuneh­

men, wenn die Anlagen mit der höchsten Leistung· betrieben werden, für die sie bei den während 

der Messung verwendeten Einsatzstoffen für den Dauerbetrieb zugelassen sind. 

4.2.24 

Die Probenahmezeit für Messungen dieser Stoffe (außer Dioxine und Furane) beträgt mindestens 

eine halbe Stunde und hat zwei Stunden nicht zu überschreiten. 

Für Dioxine und ·Furane beträgt die Probenahmezeit mindestens 6 Stunden und hat 8 Stunden 

nicht zu überschreiten. 

4.2.25 

Die mit den Ermittlungen beauftragte Stelle ist zu verpflichten, .spätestens zwei Wöchen vor Be­

ginn der Ermittlungen der Unterabteilung 6.2 des Regierungspräsidiums Leipzig einen Messplan 

gemäß der VDI-Richtlinien 2448 Blatt 1 (Ausgabe April 1992)und 4200 (Ausgabe Dezember 
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2000) vorzulegen und dem Sächsischen Landesamt für Umwelt und Geologie eine MitteÜ~ng 
über die beabsichtigte Ermittlung zuzusenden. . 

4.2.26 " 

Über die Ergebnisse der Messungen ist ein Bericht zu erstellen und vom.B_etrniber der zuständi­

gen Behörde, der nterabteilung 6.2 (Umweltfachbereich) des Regierungspräsidiums Leipzig, 

spätestens 8 Wochen nach den Messun en vorzulegen. Der Messbericht muss Angaben über die 

Messplanung, das Ergeonis jeder Einzelmessung, das verwendete Mes..s'l.erfahren und die Be­

triebsBeaingungen, 1e für die Beurteilung der Messergebnisse von Bedeutung sind, enthalten. 

ie Emissionsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn kein Ergebnis einer Einzelmessung einen 
Mittelwert überschreitet 

Lärm 

4.2.27 

Die Anlage ist so zu errichten, zu betreiben und zu warten, dass sie dem Stand der Lärmminde­

rungstechnik entspricht. Insbesondere sind die in den Antragsunterlagen enthaltenen Angaben 

gemäß den Punkten 3.2, 3.3, 3.4 und 3.5 des Gutachtens zu realisieren bzw. nur im Sinne einer 

Lärmminderung zu verändern. Der Brecher ist in einem massiven Gebäude aufzustellen und ein 

lärmarmer Radlader zumindest in der Nacht mit Lwmax = 101 dB(A) zu benutzen. 

4.2.28 . 

Die Einhaltung der Immissionswerte an den in der Nebenbestimmung i.3.27 des Genehmi­

gungs_bescheides.des Landratsamtes Delitzsch, Az. 3 31-106.11-0302 vom 06.11 .2002, genannten , 

und,in der Schallimmissionsprognose betrachteten Immissionsorten ist spätestens vier Monate 

nach Inbetriebnahme der Anlage der zuständigen Überwachungsbehörde durch Vorlage eines 

Messprotokolls einer im Freistaat Sachsen bekannt gegebenen Stelle zur Ermittlung von Geräu­

schen nach § 26 BimSchG nachzuweisen. 

Die Messung darf nicht von einer Stelle durchgeführt werden, diebereits in derselben Sache be­

ratend tätig war. 

Um die Wahrnehmung von Überwachungsaufgaben·zu-,ernföglichen, sind Messtermin und 

Messplan der Unterabteilung 6.2 (Umweltfachberyich) des Regierungspräsidiums Leipzig recht­

zeitig vor Beginn der Messungen bekannt·Zil geben. 

Hinweis: 

Der Messabschlag von 3 dB(A) nach Nr. 6.9 TA Lärm ist bei einer Abnahmemessung nicht zu 

berücksichtigen, da es sich nicht um eine Überwachungsmessung handelt. 
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Jährliche Berichte über Emissionen 

4.2.29 

Der Betreiber der Anlage liat äer zustä.Ildigen Behörde, der Unterabteilung 6.2 (Umweltfachbe­

reich) des Regierungspräsidiums Leipzig erstmals für das.Jahr 2005 und dann jährJi_ch jeweils bi 

zum 31 . März es Folgeja es eine Aufstellung der jährlichen Emissionen an Schwefeloxiden, 

Stickoxiden una Gesamtstaub sowie den Gesamtenergieeinsatz vorzulegen. Diese · st auf de 

unteren Heizwert zu beziehen. 

Der Betreiber at ergänzend eine Zusarn:inenfassung der Ergebnisse dieser AufstellungJUr einen 

etriebszeitraum von drei Jahren, beginnend mit den Jahren 2004 bis 2006, je.weils bis zum 31 

März des olgejafües der zuständigen Behörde, der Unterabteilung .62 ,(Umweltfachbereich) des 

Regierungs räsidiums Leipzig .vorzulegen. 

..~ 

4.3 Apfallrechtliche Nebenbestimmungen 

4.3.1 

Im Biomassekraftwerk dürfen die in Nebenbestimmung 4.2.1 im Positivkatalog genannten Ab­

fälle (E 1 bis E 20) angenommen, gelagert, aufbereitet und als brennfertig gebrochene Holzhack­

schnitzel/ Holzspäne energetisch verwertet werden. 

4.3.2 

Die Eingangskontrolle bei der Annahme der Lieferung und der Zwischenlagerung ist mindestens 

nach folgenden Kriterien vorzunehmen: 

Prüfung der Herkunft der Abfälle und deren Zuordnung zur ASN (siehe Nebenbestim­

mung 4.2.1 , 

Prüfung der Deklaration und Vergleich der Qualität von Altholz nach Altholz V,,..._:..._. --„. 
Anlieferscheine nach§ 11 Absatz 1 Satz 2 AltholzV unter Vorgabe der · WolZ­

kategorien AI bis A II, 

• Sichtkontrolle und Prüfung der Zuordnung des Altholzes zu Altholzkategorien nacn 

Anhang III der AltholzV, 

• Vorlage der von Abfallerzeuger/-lieferanten mitgelieferten repräsentativen Untersu­

chungsergebnisse. (Deklarationsanal 'se) für aufbereitete (vorgebrochene und/oder 

brennfertig gebrochene) Holzhackschnitzel/ Holzspäne der Altholzkategorie AI und 

'A II, sofern vorhanden, und Prüfung der Einhaltung der Anforderungen gemäß NB 

4.3 .8, bei Verdacht weitere Untersuchungen der gelieferten aufbereiteten (vorgebro-



Regierungspräsidiurn 
Lei zig 

Getiehmigil'rig~bes~nera ~gefti." § i 6 Abs. 1 · BimSchG · 
A:z. 64-8823. J2„08. 02-19060-02 

Seite .14 
von49 

4.3.3 

chene und brennfertig gebrochene) Holzhac!Cschnitze olzspäne der Altholzkatego­

rien Al bis All auf Schadstoffbelastungen gemäß NB 4.3.8, 

• aus organoleptischer Wahrnehmung, z. B. Geruch, Färbun . oder Konsistenz im Zu­

sammenhang mit seiner Herkunft als Indiz auf das Vorhandensein von schädliclien 

Verunreinigungen (siehe Hinweis Plct. 5 .3 .2), 

eststellung von Art und Menge von Störstoffen {wie Metalle, Beton, Glas un Fehlwür­

fen von Altholz höherer Altholzkate orien (vgl. NB 4.3.4) und massemäßige Erfassung 

aller angenommenen Abfälle. 

Die Annahme urtd Behandlung von Altholz der Altholzkategorien A III un 7\JV nacfi Anhang II 

er Alth_olzV: sowie von Altholz, welches die Anforderungen gemä 

durch die Betreiberin auszuschließen. 

4.3.4 
ingangskontrolle festgestellt, dass die angelieferten una gelagerten Abfälle Stör­

las, Steine) widerrechtlich enthaltener umweltgefäfifüender Chargen un 

Eehlwürfe von_Altholz..höhe er Altholzkategorien enthalten, sind diese auszusortieren und nacfi­

:weislich vorrangig einer anderweitigen ordnun~gemäßen Verwertung, ggf Beseitigung zuzufün-

ren 

4.3.5 
Die Güteüberwachung bei dem Betrieb des Brechers ist so zu organisieren, dass stänaige Kon-

. . 
tr:ollen im Rahmen deuige - und Fremdüberwachung für vorgebrocliene Altholz und/oder dem 

Überkorn von br.ennfertig gebrochenem Altholz jeweils der AltliölZkategorie A I und /i;. I ge-

ährleistet sind. 
Insofern für Altholz bereits be· der Anlieferung (In ut) repräsentative Untersuchungsergebnisse 

C\IO.rn Abfaller.iei.iger/-li'eferarite übergeben wurden und lcein -eraach gemäß NB zi.3 .2 besteht, 

ist eine :weiter.e~probung und AnalytilC nicht e oi-aerlich. 
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Es ist a~s dem laufenden.Output- Materialstrom derBrecheranlage über eine Abwurfeinrichtung 

arbeitstäglich die Einzelprobe von insgesamt S :kg pro Tag;.ZU entnehmen und als Rückstellprobe 

sicher,Z4stellen. 

Nach maximal 500 t vorgebrochenem Material ist aus den täglichen Rückstellproben eine Misch­

probe herzustelle~ -und diese von einem akkreditierten Labor zu: untersuchen. 

Die Probenahme einschließlich der Gewinnung der Einzel-, Rückstell- n Mischproben ist von 

ersonen durchzuführen, die über die erforderliche Fachkunde verfügen. 

4.3.7 

Für die Anfertigung von Analysen entsprechend NB 4.3.6 sind die Mischproben jeweils auf die 

folgenden Inhaltsstoffe zu analysieren: 

• Arsen, 

• Blei, 

• Cadmium, 

• Chrom, 

• Kupfer, 

• . Quecksilber, 

• Schwefel und 

• Unterer Heizwert (Hu). · 

Die Probenherstellung und Analysen dieser Parameterwerte sind nach dem in der AltholzV, An­

hang IV, Abschnitt 1.2, 1.3, 1.4.1, 1.4.3 und 2 bis 4 beschriebenen Verfahren durchzuführen. Die 

Analyse des.Gesamt- Schwefelgehaltes istnach:DINSI 724Teil1 und der untere Heizwert nach 

DIN 51900 ergänzend zu den o.g. Abfallanalysen zu bestimmen. 

4.3.8 

Die Schadstoffgrenzwerte, die in einer Mischprobe nach NB 4.3.7 höchstens enthalten sein dür­

fen, haben die im Anhang II der Altholz V genannten Schadstoffgehalte nicht zu überschreiten. 

4.3.9 

Mit dem Vorliegen des Analysenergebnisses der Misch2robe nach NB 4.3 .8 kann das jeweils 

zugehörige brennfertig gebrochene AltholZ-Cliargenmaterial zur energetischen Verwertung frei 

gegeben werden, wenn die Analysen die vorgegebenen Grenzwerte nicht überschreiten. Ergeben 

die analytischen Untersuchungen eine Überschreitung eines der vorgegebenen Grenzwerte, ist die 

beprobte Charge der Altholzkategorie A IV zuzuordnen und nachweislich einer geordneten Ent­

sorgung zuzuführen. 

Ftf~STAA . 
.SACHSEN . ~ . .. ·~ 

:21 ie! 

~~ !7 
'-..~tl~~ 
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Bis ·zuqi Vorhegen,des Analysenergebnisses jeder Mischptöbe ist eine getrennte Zwischenlage:. 

tung 'der beprobten Charge gegenüber anderen gelagerten Altholz ·sichetrustellen. 

4„3;.ll 

Füf die gemischten Siedlungsabfälle ASN2'0 o:rOI, die insbesondere· auf Grund der Art und Zu­

sammensetzung der Chargen nicht verwertbar sind und zur Beseitigung abgegebeti werden, be­

steht eine Überlassungspflicht gegenüber der ·ehtSorgungspflichtigen Körperschaft gemäß gelten­

der Satzung über die öffentliche Abfallentsorgung im Landkreis Delitzsch (Abfallsatzung). 

4.3.12 

Das Nachweisverfahren für die überwachungsbedürftigen Abfälle (Output), hier Mischkunststoffe 

'.ASN 19 12 04, zur Beseitifü! ng ist bei einer jeweils zu entsorgenden Menge> 5t je Kalenderjahr 

mittels vereinfachtem Nachweis (VN ggf vereinfachten S.ammelnachweis (VS) durchzuführen · ·._____. 

Die Abgabe dieser Abfallart ist mit Übernah~~schein (ÜS) ggf durch andere im Geschäftsverkehr 

verwendete Belege (Liefer- und Wiegescheine) von demjenigen zu bescheinigen, der die Abfälle zur 

weiteren Entsorgung übernimmt. 

Bei Verwendung des Liefer- und Wiegescheines zur durchgefüluten Entsorgungsnachweisführung 

sind dort die Angaben des ÜS gemäß Anlage 1 der NachwV zusätzlich zu vermerken. 

4.3.13' 

Fürdie·-anfallenden Schlämme aus der Wasserklärung(Rundeindicker) ASN 19 09"'02 äie zur 

blagerung auf die Deponie vorgesehen sin · sind ·die Zuordnungskriterien und Annahmebe­

dingungen gemäß AbfallablagerungsverordnunKund geltender Bescheide des Deponiebetrei­

bers einzuhalten. 

Der Nachweis der Zulässigkeit zur Ablagerung ist auf der Grundlage der re räsentativen De­

klaratitmsanalyse zu erbringen. 

ie Nachweisführung für die ordnungsgemäße Entsorgung ist analog NB 4.3 .12 durchzufüli-
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4.3.14 

Das Nachweisverfahren über die durchgeführte Entsorgung von anfallenden Abfallarten: 

Holz, das gefährliche Stoffe enthält (ASN 17 02 04*, Altholzkategorie A IV bzw. A III), 

Holz, das gefährlic·he Stoffe enthält (ASN 19 12 06*, Altholzkategorie A .IV bzw. A III), 

Verbrauchte Filterschläuche, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

·' (ASN 15 02 02*), 

Aufsaug- und Filtermaterialien, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

(ASN 15 02 02*), 

Nichtchlorierte Maschinen- und Getriebe- und Schmieröle auf Mineralölbasis, 

(ASN 13 02 05*), 

Synthetische Maschinen- und Getriebe- und Schmieröle (ASN 13 02 06*), 

B-iologisch leicht abbaubare Maschinen- und Getriebe- und Schmieröle (ASN 13 02 07*), 

Nichtchlorierte Hydrauliköle aufMineral61basis(ASN 13 01 10*), 

Synthetische Hydrauliköle (ASN 13 01 11*), 

Biologisch leicht abbaubare Hydrauliköle-'(ASN 13 01 12*), 

Schlämme aus Öl-/Wasserabscheidern (ASN 13 05 02*), 

Öle aus Öl-/ Wasserabscheidern (ASN 13 05 06*), 

Clie als besonders überwachungsbedürftige Abfälle deklariert sind, ist mit Begleitschein (BS} 

15zw. mit Übernahmeschein (ÜS) und den bestätigten Nachweiserklärungen (EN/SN) zu belegen 

4.3.15 
~· 

Das RP Leipzig ist die für den Abfallerzeuger zuständige Behörde~ der jeweils ein'Exemplat (Ao­
lichtung) des EN innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Zugang beim Abfallerzeuger zuzuleiten 

ist wenn nicht bereits der EN zur Bestätigung an das RP Leipzig gerichtet wurde. 

4.3.16 

Der Betreiber der Anlage hat ein Betriebstagebuch (einschließlich dem Nachweisbuch Abfall) am 

Ort der Anlage führen, aus dem fortlaufend und leicht nachprüfbar der Zugang und der Ab- · 

gang der Abfälle ersichtlich sind, wie nachstehend genannt: 

a) Art, Menge, Datum, Herkunft und Verbleib aller-eingehenden und abgegebenen Ab­

fälle einschließlich der Führung von Nachweisen und Belegen (NB 4.3-2, 4.3.11 bis 

4_3_ 14 und Hinweis Pkt. 5.3.1), 

Anlieferschein für Altholz der Altholzkategorien AI und -All nach§ 11 Abs. 1 

Satz 2 AltholzV (s. NB 4.3 .2) 

schließlich Vorlage der:mitgelieferteri repräsentativen Deklarationsanalyse sowie 
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Identifikationsanalysen für brenn ertig gebrochenes Altholz der Altholz;k(ltegorien iA I 

und A II und deren Prüfung auf Einhaltung der Anforderungen gemäß NB 4· 3 8, 1 
Vorlage der Dokumentarion zur Gewinnung äer.Einzel-, Rüclfätell- und Misdhproben 

für brennfertig gebrochenes Altholz der tholzleate orie .~Iu.nd A II{NB4:3 .6), 

V rlage zum Fachkundenachweis :der Personen, die .für Oie Durchführung äer Prooe­

nahme und Gewinnung der Einzel-, Misch- und Rück.stellproben nach A'ltholzV ver­

antwortlich sind und 

f2 besondere Vorkommnisse 
--Das Betriebstagebuch ist mindestens ~I}f Jahre v.om Datum oer letzten)3i'ntragung bnv. des letzten 

Beleges aufzubewahren und der zustandigenBehörde auf Verlangen vorzulegen. 

4.3.17 
Der Betreiber der Anlage ist gemäß§ 19KrW-/AbfGverpflichtet, einAbfallwirtschaftskonzept 

sowie gemäß§ 20 KrW-/AbfG eine Abfällbfütri.Zzu erstellen und auf Verlangen der zuständigen 

Behörde vorzulegen. 

4.4 Nebenbestimmung zum Brandschutz 

4.4.l 
Alle Maßnahmen aus dem Explosionsgutachten des Instituts für Sicherheitstechnik GmbH Frei-.,. 
berg, Dr. Höppner (JB-04-7-32) vom 14.04.2004 sowie aus dem für dieUmnutzung des ehemali~ 
gen Zuckerhauses erstellten Brandschutzkonzept von Hammer & ·Partner; 38820 Halberstadt vom 

10.08.20'04 sind .umzusetzen bzw. zu beachten. 

4.5 Nebertbestimmuttgen zum Arbeitsschutz 

4.5.1 
Die Gefährdungsbeurteilung .(§ 3 BetrSichV}i st,,h\lnsich:tiich ·der vetändetten.Ailforden:mgen, die · 

aus der Errichtung· und dem Betrieb :des Nichteisenmetalta:bscheiders (NE-Abscheider) und der 

Lüftungsanlage in der Brennstoftlagerhalle(BE Tl), ·detnBetrieb<von :w assetbedüsungen an zwei 

Übergabestellen im Bereich Brennstofflager sowie der Erweiteruhg'desGewebefilters und dem 

Betrieb der Klein:kühlturrrtanlage irt VolHast,testilli~ren, zu überarbeiten~ 
Dabei sind die Maßnahmen und das Verhalten der Beschäft'i.gten,,bei Wartung und.Instandhaltung 

sowie bei Störungen, insbesondere ·des NE-Abscheiders und der Lüfttirtgsanlage zü berücksichti- ·" 

gen. 
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Für die im Dach der Brennstoffiagerhalle zu : installierendeLüftcing~anl~gerrsind turDurchfüh­

rung von Wartungsarbeiten Einrichtungen ,zur'Absturzsicherung'vorzusehen. Die Atbeitsp'Iätie 

sind durchtrittsicher auszuführen. Der sichere Zugang muss gewährleistet sein (Pünkt'l5Abs. 4 

und 2.1 des Anhanges der ArbStättV). 

Dampfkesselanlage 

4.5.3 
Die Erlaubnis zur Änderung von drei baugleichen Dam:pfkesselanlagen in Sinne des § l Absatz 2 

Satz 1 Nr. 1 a BetrSich V (Modulkategorie IV nach Artikel 9 i. V. m. Anhang II, Diagramm 5, RL 

97/23/EG), Reg.-Nr. SE 32/1.0-02/96 (ÄJ-05) ist Bestandteil dieser Genehmigung; Die Auflagen 

1.1 bis 1.5 dieser Erlaubnis i. V. m. der gutachterlichencAußerung Reg.~Nr. L/EG/001/05 des 

TÜV Industrie Services GmbH, Gruppe Süd sind umzusetzen . 
.. ..... -

V. 
Hinweise 

5.1 Allgemeine Hinweise 

5.1.1 
Genehmigungsbehörde ist das Regierungspräsidium .Leipzig, Unterabteilung 6.1 .. .;.· Umweltvoll-

zug, Überwachungsbehörden sind je nach Zuständigkeit das: 

Landratsamt Delitzsch (Umweltamt mit dem Fachbereich Immissionsschutz und Ordnungsamt 

mit dem Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz), 

Regierungspräsidium Leipzig, Unterabteilung 6.2 - Umweltfäthbereich (fachliche Belange des 

Immissionsschutzes, des Abfalls und des Wassers) und das 

Regierungspräsidium Leipzig, Abteilung 7 (Arbeitsschutz, Arbeitssicherheit, Erlaubnis gemäß 

§ 13 BetrSich V) 
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Die Errichtung und der Betdeb der Anlage sind unter Berücksichtigung der !einschlägigen 

Rechtsvorschriften, Technischen Regeln und sonstigen Richtlinien· durchzuführen. Insbes'Ondere 
sind zu beachten: 

Gesetz· zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungendurch Luftverunreinigungen; Ge· 

räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -

BimSchG) vom 04. Oktober 2002 (BGBL I S. 3831) in der derzeit gültigen Fassung 

Vierte Verordnung zu! Durchführung des BimSchG (Verordnung über genehmigungsbedürf­

tige Anlagen - 4. BlmSchV) vom 14. März 1997 (BGBI. I S. 504) in der derzeit gültigen Fas­
sung 

13 . Verordnung zur Durchführung des Blm:SchG{Verordnung überGroßfeuerungs- und Gas­

turbinenanlagen - 13. BimSchV) vom 20. Juli 2004(BGBI I 2004, 1717(2847)), in der der­

zeit gültigen Fassung 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfurrg(UVPG) vom 05. September 2001 (BGB!. I S. '-__, 

2350), in der geltenden Fassung 

Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft- TA Luft vom 30. Juli 2002 (GMBI. S. 509), 

in der geltenden Fassung 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm- TA Lärm vom 26. August 1998 (GMBI. 1998 

S. 503), in der geltenden Fassung 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23. Januar 2003 (BGBI. J S. 103), in der gelten­

den Fassung 

Gesetz zur Förderung der Kreislaufu.iirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Besei­

tigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz-KrW-/ AbfG) vom 27. Sep­

tember 1994 (BGB!. I S. 2705) in der derzeit gültigen Fassung 

Nachweisverordnung (NachwV) voml 7::füni2002 (BGBL S.2375), in der geltenden Fas· 

sung 

Gesetz zum -Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 

(Bundes- Bodenschutzgesetz -BBodSchG) vom 17. März l 998(BGBI I S. 502), in der gelten-

den Fassung 

Verordnung über Anforderungen an. die Verwertung und Beseitigung von Altholz (Altholz­

verordnung - AltholzV) vom 15. August 2002 (BGBI I 2002, 3302) in der derzeit gültigen 

Fassung 

Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG) vom 

29. März 2000 (BGBI I 2000, 305) in der derzeit gültigen Fassung 

Verordnung über die Erzeugung von Strom aus Biomasse (Biomasseverordnung- Biomas­

se V) vom 21. Juni 2001 (BGBJ I 2001, 1234) in der derzeit gültigen Fassung 

·....__., 
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Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der 

Sicherheit des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz-" · 

ArbSchG) vom 07. August 1996 (BGBI I S. 1246) in der derzeit gültigen Fassung 

Verordnung über Arbeitsstätten (Arbeitsstättenverordnung- ArbStättV) vom 20; März 1975 

(BGBI. I S. 729) in der derzeit gültigen Fassung 

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln 

und deren Benutzung bei der Arbeit, über Sicherheitheim Betrieb überwachtingsbedüffiiger 

Anlagen und über die_ Organisation des betrieblichen Arbeitsschutzes (Betriebssicherheitsver­

ordnung - BetrSichV) vom 29. September 2002 (BGBI. I S. 3777) in der derzeit geltenden 

Fassung 

VDI-Richtlinie 2448 und 4200 

5.1.3 

."--' Widersprüche bzw. Anfechtungsklagen von Nachbarn und ·Einwendern, die Ihre Einwendung 

gegen das Vorhaben fristgerecht erhoben haben, gegen diesen Bescheid haben gemäß§ 80 Abs. 1 
_,;;.-

VwGO aufschiebende Wirkung. Im Falle eines Widerspruchs bzw. einer Anfechtungsklage kann 

die Antragstellerin · vor Eintritt der Unanfechtbarkeit dieser Genehmigung die Befugnis zur 

Durchführung des Vorhabens jederzeit wieder verlieren.· 

5.2 Hinweise zum Immissionsschutz 

5.2.1 

Der Betreiber der Anlage hat Maßnahmen zur Kraft-Wärme-Kopplung durchzuführen, es sei 

denn, dies ist technisch nicht möglich oder unverhältnismäßig. Dies ist der zuständigen Behörde 

darzulegen. 

5.2.2 

Im Schallgutachten Nr. 2864 10 204 vom 10. September 20Ö4 der Fa. Dr. Werner Wohlfahrt „Ü­

berprüfung der Ergebnisse des Immissions- Prognosegutachtens Nr. 2864 009 204 der BKD Bio­

kraftwerk Delitzsch GmbH mit den schalltechnischen Anforderungen des Bebauungsplanes Nr. 

13 der großen Kreisstadt Delitzsch" wurde nachgewiesen, dass die flächenbezogenen Schallleis­

tungspegel auf einigen Teilflächen zwar überschritten werden, die anteiligen Beurteilungspegel 

dieser Flächen an den relevanten Immissionsorten aber in jedem Fall eingehalten werden. 
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Mit aem.Beffieb des .Biomassekfaftwe'tlCes sindHntedagen zu führen, aus dem tagakt~ell die In­

put- und Outputmassen der eingehenden und abgegebenen Abfälle: 

nput: s. Tabelle 1) Nebenbestimmung 4.2. 

/.\6fälle, aie aus dem bestimmungsgemäßen Anlagenbetrieb entstehen (Verbrennung): 

- Rostasche (ASN 10 01 01) 

Abfälle aus Wartungs- una Insta.Q.dhaltungsmaßnahmen 

- Verbrauchte Filterschläuche (ASN 15 02 03) 

und ihreHerkunft und ihr Verbleib erfasst werden. Diese sind analog im BetriebstagebuchJvgL 

Nebenbestimmung 4.3.16} aufzubewahren. 

5.3.2 

Der Verdacht auf anorganische und/oder organische Verunreinigungen besteht bei Altholz, das 

verleimt, lackiert, lasiert, imprägniert, gebeizt oder beschichtet und mit Holzschutzmitteln behan-. 

delt ist, z:B. 

' ! '--.../ 

- Altholz mit Anhaftungen oder Beimengungen von flüssigen, schlammigen oder pastösen '-.... / 

Fremdstoffen wie Chemikalien, Mineralöl, Teer u.ä., 

Altholz mit einem holzuntypischen Geruch, 

Altholz aus Brandschadensfällen, 

Althölz aus dem Außenbereich, z.B. Althölzfensterholz 

Dämm- und Schallschutzplatten, die mit PCB behandelt wurden .und 

sonstiges Altholz mit Kontaminationsverdacht (z.B. Färbung,kyanisiert, salzgetränkt). 

1 
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Die Firma BKD Biokraftwerk Delitzsch GmbH betreibt am Standort Fabrikstraße 2 in 04509 

Delitzsch, Gemarkung Delitzsch, Flur 6, Flurstücke 85/10 und 80/6 sowie Flur 10, Flurstücke 

26/I, 28/I, 28/3, 311/26 und 336/28 gemäß Nummer 8.2Spa1te 2 Buchstaben a) und b) des An­

hanges zu § 1 der 4. BimSchV ein Biomassekraftwerk mit einer Feuerungswärmeleistung bis 

weniger als 50 MW und der Verstromung von Altholz der Kategorien A I und A II auf der 

Grundlage der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung des Landratsamtes Delitzsch vom 

06.11.2002. 

,.--. Am 14.09.2004 wurde die Genehmigung der wesentlichen Änderung dieser Anlage gern. § 16 

"---" Abs. 1 BimSchG beantragt. Der Antrag wurde am 08.10.2004 ergänzt und lag mit gleichem Da­

tum vollständig vor. Die beantragten Änderuugen beinhalten die Erhöhung der Feuerungswärme­

leistung auf 85,5 MW, die Errichtung eines NE-Abscheiders im Bereich der Altholzlagerung 

/Transport (BE 11 ), die Errichtung und den Betrieb einerLüftungsanlage im Brennstofflager (BE 

11), den Betrieb von Wasserbedüsungen an zwei Übergabestellen im Bereich Brennstofflager 

(BE 11 ), die Erweiterung des Gewebefilters und den Betrieb der Kleinkühlturmanlage in Volllast. 

Nach der beantragten Änderung ist die Anlage Nummer .8.2 Spalte 1 Buchstaben a) und b) des 

Anhanges zu§ 1 der 4. BimSchV zuzuordnen. 

Rechtsgrundlage des Verfahrens ist § .16 Abs. LBimSchG .. Die Zuständigkeit des Regierungsprä­

sidiums Leipzig ergibt sich aus§ 1 Absatz 1 derZüstärtdigkeitsverordnung Immissionsschutz des 

Sächsischen Sta.atsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft (ImSchZu V) vom 05. April 2005 

in Verbindung mit der Anlage zur ImSchZu V, Abschnitt III, lfd. Nr. 1.1.1. 

Gemäß§ 3b Absatz 1 in Verbindung mit Nummer 8.2.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Um­

weltverträglichkeitsprüfung vom 05. September 2001 ist die beantragte Anlage UVP-pflichtig. 

Das Genehmigungsverfahren war somit als förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen. 

Auf der Grundlage einer von der Antragstellerin erarbeiteten Tischvorlage wurde der Sco­

pingprozess durchgeführt. In diesem Scopingprozess einbezogen waren Behörden und Träger 

öffentlicher Belange sowie · die Stadt Delitzsch und die Gemeinden sowie Veiwaltungsgemein­

schaften im·voraussichtlichen ·Einwirkungsbereichdes Biömassekraftwerks. 
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Aufgrund der eingereichten Stellungnahmen Wurden Art und Umfang der beizubringenden Unter­

lagen sowohl inhaltlich als auch räumlich für die UVP festgelegt Aufgrund der Reduzierung des 

zum Einsatz kommenden Altholzes auf die Kategorien Al und All erfolgte eine Präzisierung von 

Art und Umfang der beizubringenden Unterlagen in der Antragskonferenz vom :27;08:2004. 

ie Erge5nisse der Umweltverträglichkeitsuntersuchung fanden Niederschlag ·n den Unterlagen 

zum immissionsschutzrechtlichen Antrag 

Zur Verfahrensbeschleunigung wurd~ -mit Zustimmung und auf Kosten der AnttagsteHerin die 

nach·§. 20 Abs. 1a und b der 9. BimSchV erforderliche zusammenfassende Darstellung der zu 

erwartenden Auswirkungen und die Bewertung dieser Auswirkungen auf die in § la der 9. 

BimSchV bezeichneten Schutzgüter nach einer beschränkten Ausschreibung durch die Genehmi­

gungsbehörde an einen Dritten, eine in Sachsen .nach § 6 des SächsUVPG beliehene sachverstän-

. dige. Personen und Sachverständigenorganisationen (hier: Frau Dr. A. Schröter, GICON Groß- ·'-----" 

ma:rtn Ingenieur Consult GmbH, Tiergarten~p-aße 48, 011219 Dresden) vergeben. Diese Au'sar­

beitung (siehe Anlage 5 und Pkt. 6.3) istentsprechend·der Vorschrift des§ 21 Abs. 1Nr. 5 der 9. 

BimSch V Bestandteil dieser Genehmigung. 

Der.' Antrag und die dazu eingereichten Unterlagen wurden gern. § 10 Abs. 5 BimSchG den Be­

hörden, .deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird; - dem Staatlichen Umwelt­

fachamt Leipzig (jetzt: Unterabteilung 6.2 - Umweltfachbereich-des Regierungspräsidiums Leip­

zig), dem Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Leipzig Uetzt: Abteilung 7 - Arbeitsschutz - des Re­

gierungspräsidiums Leipzig), dem LandratsamtDelitzsch und der Stadtverwaltung Delitzsch, 

Bauordnungs- -und Stadtplanungsamt zur Stellungnahme übergeben; 

Die plan;ngsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens wurde: von. Träger der Planungshoheit( der 

Stadt Delitzsch festgestellt. Das Biomassekraftwerk liegt im Geltungsbereich des in Planung be­

findlichenBebauungsplanes Nr. 13 - Gewerbestandort:Fahrikstraße und steht den künftigen •Fest­

setzungen dieses Bebauungsplanes nicht entgegen .. Der Antragsteller hat die künftigen Festset­

zungen des Planes für sich und ,seine Rechtsnachfolger gemäß .§ 33- Absatz 1 Nr. 3 BauGB aner­

kannt. Die wesentliche Änderung des BiomassektaftWerks am ,Standort Fabrikstraße in Delitzsch 

ist gemäß§ 33 Absatz 1 BauGB zulässig. 

Nach Bekanntmachung des Vorhabens irrder Tagespresse {Leipziger Volkszeitung, Ausgabe 

Delitzsch/Eilenburg) am 23./24.l0.2004 tmd im' Sächsischen Amtsblatt, Nr. 44 am 28.10.2004 

wurden die Antragsunterlagen vom 01.11.2004,bis-J 0 .11.2004 im Regierungspräsidium Leipzig, 

der Stadtverwaltung Delitzsch und den Gemeindeverwaltungen Neukyhna, Rackwitz sowie Zwo-

\..J 
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chau öffentlich ausgelegt. Bis zum Ende der Efowendungsfristzum 14.12.2004 gingen 10 Ein­

wendungen ein, davon alle fristgerecht. 

Die 10 Einwendungen wurden in einem öffentlichen Erörterungstennin am2Q.OL2005 uriterder 

Leitung der Genehmigungsbehörde im Kultur- und Sportzentrum Delitzsch zwischen 5 anwesen­

den Einwendern und der Antragstellerin unter Einbeziehung der Fachbehörden erörtert. Über deri 

Verlauf des Erörterungstermins wurde ein Wortprotokoll angefertigt. Die Einwendungen wurden 

in den Teilkomplexen 

1. Input/Output 

2. Emissionen/Immissionen, Luftschadstoffe, Lärm 

3. Anlagensicherheit, Brandschutz 

4. Auswirkungen auf die Gesundheit des Menschen, Pflanzen, Tiere 

5. Energieeffizienz 

sehr umfassend erörtert. 

6.2 Einwendungen 

Zum Input der Anlage wurde eingewendet, dass die Qualitätskontrolle des Inputs, insbesondere 

Probenahmetechnik und Analytik nicht ausreichend dargestellt wird und nicht erkennbar ist, wie 

das Verbrennen .von Altholz mit nicht zugelassenen gefährlichen Stoffen vermieden wird. 

Obwohldie Altholzsortimente der Kategorien I und Ilals Input durch die· wesentliche Änderung 

des Biomassekraftwerks nicht erweitert wurden, wurdendi~teihveise begründete:nEinwendun­

gen in den Nebenbestimmungen 4. 3 .1 bis 4. 3. 10 zur Br~rinstöffsp~zifikation, .. zur Prooenahme 

und Analytik umfangreich berücksichtigt, in dem die Anförderungenandas Input präzisiert wur­

den. So wurden zum Beispiel die Kriterien der Probenahme und der Analytik bezüglich Umfang· 

und Durchführung sowie Lagerung das brennfertig gebrochenen Altholzes bis zur Freigabe als 

Brennstofffür die Anlage geregelt. Die Einwendung, dass -dieErgebnisseder Beprobung erst 

dann vorliegen, wenn das Altholz bereits verbrannt ist, wird damit als unbegründet zurückgewie-

sen. 

Zur Einwendung, dass im Rahmen der Inputkontrolle das Begleitscheinverfahren anzuwendenist, 

ist festzuhalten, dass das Begleitscheinverfahren gemäß Nachweisverordnung (NachwV) nicht für 

Altholz der Kategorien AI und A II anzuwenden ist. Es gilt nur für Altholz der Kategorien A IV, 

das hier kein Input ist. Die Einwendung ist gegenstandslos und wird zurückgewiesen. 

um Output wurde eingewendet, dass die Entsorg'ungswege für 65 Mass-% aller anfallenden 

Verbrennungsrü.ckstände, insbesondere der hocheroblematischen Filteta.sche und derzµ beseiti­

genden Rostasche, nicht geklärt ist. 

/sÄ .f-Gz.J.s9:c.l.fiv4_ . f c,cJit bef:rc.lt.k? 
1 

So &'~gdre~jo~~ 
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Dazu ist .zu bemerken, dass in den Artttagstmtetlageif füfdie bei bestimrnungsgemäßen Betrieb 

der Verbrennung von Altholz der Kategorien A l und A II anfaffenden Abfallarten di~~;s~ Ver­

wertungswege aufgezeigt werden. Bei den konkret genannten Abfällen Filterasche 

(AS 10'01 Ol) und Rostasche (ASN 10 01 ·ot)ha:ndelt es sich um nicht besonders überwa­

chungsbedürftige Abfäll'e im Sinne des KrW-/Abro; bei denen 'keine Nachweiserkl.än:ingen ge­

mäß NacfiwV erforderlich sind. Damit sind die getroffenen Aussagen, dass es sich um hochprob­

lematische und zu beseitigende Abfälle handelt, rticht nachzuvollziehen. Die Einwendung wird 

damit als unbegründet zurückgewiesen. 

ezüglich der Einwendungen zu den Emissionen' der Anlage und den Immissionep dur,ch die An­

age ist neben der Bewertung der Einwendungen zu den Schutzgütern Luft, Boden und Wasser 
. · „ : . .;, . ---· -

sowie zum Lärm im Rahmen der Umweltverttäglichkeitsprufung (siehe Anlage 5 und Punkt 6.3) 

insbesondere festzustellen : 

Zur Diskussion der Einwendungen zur Einhaltung der Anforderungen an die Verbrennungsanlage 

einschließlich Lagereinrichtungen und Nebenanlagen und zur Einhaltung der Grenzwerte nach 

13 . BTmSchV ist festzuhalten, dass sie im Rahmen aer Prüfung der Genehmigungsfähigkeit des 

Vorhabens durch die Nebenbestimmungen 4.2.1 bis4.2.3 zur Verbrennungsanlage, Nebenbe-

stimmungen 4.2.4 bis 4.2.11 zu den Emissionsgteh.zWerten für dieVerbrennung von Altholz als 
• „. _..,._.-.....· ~-

Biomasse für den Anfahr- und Abfahrbetrieb urid der Nebenanlagen sowie bei Betriebsstörun-

gen, Nebenbestimmung 4.2.12 zur Sicherheitstechnikoei aer Brennstbffiagerung und,,, Nebenbe­

stimmungen 4.2.13 bis 4.2.29 zur messtechnisclien üDerw-acliung der Emissionen im vorliegen­

den Geriehmigungsbescheid umfassend berüclCsiclitigt wurden. 

Die Anförderungen der 13 . BimSchV an die Verbrennungsanlage einschfießlich Nebenanlagen 

an die Messung und Überwachung der Emissionsgrenzwerte und bei Störungen des Betriebs 

wurden damit voll umgesetzt. 

ur Einwendung, dass das vorgesehene Verfahren der Rauchgasreinigungstechnik einen senr 

iedrigen Stand der Technik verkörpert und dass es effizientere Verfahren zur Rauchgasreinig!,!ng 

it einer viel effektiveren Wertstoffgewinnung giOt, ist auszuführen: 

Die am 23 . Juli 2004 verkündete novellierte Verbtdfü.u'lg Über Gtoßfeuerungs- und Gasturbinen~ •. 

anlagen (13 . Verordnung zur Durchführung des BimSchG-13. BimSchV) verkörpert den ge­

genwärtigen Stand der Technik für Verbte:nrtungsarÜagen von Altholz der Kategorien A I und _. 

A TI als Biomasse und mit einer Feuerungswärmeleistling von ;?: 50 MW. 

Aufgrund des zum Einsatz kommenden Brennstoffs bedarf es außer der Entstaubungstechnik 

(Zyklon und Gewebefilter) keinerlei anderer Abgasreinigungstechnologien. Die Grenzwerte für 
--. 
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CO und NOx sowie Schwefeloxide und Queck:silber der 13. BimSchV werdendurchdie 

erbrenl).ungstechni (Rauchgasrückführung) bzw. durch den Brennstoffselbst eingehalten.,Das· 

edeutet, dass die Rohgaskonzentration außer für die Komponente Gesamtstaub gleich der Rei -

gaskonzentration ist. Die Einhaltung eines Reingasstaubgehaltes von < 20 mg/m3 nach ein 

Gewe6efilter als Forderung der 13. BimSchV wurde) n der -einschlägigen Praxis ausreichend 

nachgewiesen. Ein Vergleich mit Verbrennungsanlagen, die den Anforderungen der 17 

Im eh V entsprechen müssen und damit mit einer umfangreichen Abgasreinigungstechnik aus­

gerüstet sind, ist nicht sachgerecht. Die Bewertung des Standes der Technik ist an den. Grundsat 

er Verhältnismäßigkeit gebunden und sie hat sich hierbei stets an vergleichbaren Anlagen zu 

orie_ntieren. Die Einwendung wird damit als unbegliindet zurückgewiesen. 

Der Antrag auf Ciie kontinuierliche Messung von Schwefeldioxid im Abgas des Biomassekraft­

werks beim Einsatz von Altholz der Kategorien AI und All wurde von der Genehmigungsbe.,. 

hörde mit dem Ergebnis geprüft, dass nach 15 Absatz 7der13 .. BimSchV solche Messungen 

äen Einsatz entsprechender Brennstoffe eingehalten werden. Der Betreiber hat durch Einzelmes­

sungen die Emissionen für Schwefeloxide einmal im Jahr zu bestimmen und für jedes Kalender­

jahr Nachweise über den Schwefelgehalt und den unteren Heizwert der eingesetzten Brennstoffe 

zu führen und der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Leipzig, Unterabteilung .6.2 · 

auf Verlangen vorzuzeigen. Die Nachweise sind fünf Jahre:nach:.Ende des Nachweiszeitr~u~es 
aufzubewahren. In der Nebenbestimmung 4.2.18 wurde dies,ausdrücklich festgeschrieben. 

In einer weiteren Einwendung wurde ausgeführt, dass in der-Iinrnissionsprognose Daten verwen­

det wurden, deren Reproduzierbarkeit nicht ausreichend;e~ind; z. ,B .. dieVerwendung der vera:lte­

ten Ausbreitungsklassenstatistik Wetterstation Leipzig'-Schk:euditz aus den Jahren 1986 bis 1995 

und dass die Schornsteinhöhe von 82 m nicht ausreichend.ist. Des weiteren wurde die Vorbelas­

tung nicht ermittelt. 

Für die Ausbreitungsrechnung wurde die verfügbare. Ausbreitungsklassenstatistik für .dieJahre , 

1986 bis 1995 der Station Leipzig-Schkeuditz des Deutschen Wetterdienstes, die schon für den 

vorhergehenden Genehmigungsantrag genutzt wurde, genommen. Die Änderungen zu_r;aktuellem 

Zeitreihe für ·l O Jahre aus dem Jahr 2000/2001 sind marginal, da keine wesentliche Ändenmg des 

Klimas in den letzten 20 Jahren aufgetreten ist. 

Die Schornsteinhöhenberechnung up.d damit die Festlegung des Beurteilungsgebietes,erfolgtefo .· 

der Immissionsprognose korrekt entsprechend Ziffer 5.5.3 derTALuft. 

Die Ermittlung. der Immissionskenngrößen erfolgte auclynach:.T A.Lu:fö, Entspre~he;rrd ,Zjffer 4.1 .•· 

der TA Luft soll bei Schadstoffen die .Bestimmung.,von Immissionskenngrößen, wie _z .. B. die ~ 
fUISTMJ\ 
5ACHSEN 
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Vorbelastung wegen einer irrelevanten Zusatzlfolastt:rng enffällen; Die ii:i der Irrimissio~sprognose 
berechn,eten ImmissionszusattbelastungentbeZüglich der' Immissionswerte i1.ltri Sd1Üfa der · . 

menschlichen Gesundheit, der Immissionswerte.für Staubniederschlag zum Schutz vor erhebli­

chen Belästigungen, der Immissionswerte zumSchutz vor erheblichen.Nachteilen undder Im­

missions~erte zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwitktmgen durch Schadstoffdeposition 

unterschreiten die Irrelevanzklauseln der TA Luft allesamt. Die maximalelmniissionszus~tzb6-

lastung für 2,3,7,8-Tetrachlordibenzodioxin ·unterschreitet die Irrelevanz des LAI.:. Orientie­

rungswertes für die Leitkotnponente der Dioxine/Furane. 

Die Vorbelastung braucht daher nicht~ ermittelt werden.· Aufgrund der irrelevanteriZusatzbe.:. 

lastung kann davon ausgegangen werden,' dass schädliche Umwelteinwirkungen durch die Anlage 

nicht hervorgerufen werden. Die Einwendung wird damit als unbegründet zurückgewiesen. 

In einer Einwendung zum Lärm wurde geäußert, dass bei der Lärmimmissionsprognose die An­

gaben zu den Emissionen so gewählt wurden, dass am Ende zulässige Geräuschpegel ausgewie­

sen werden. Zur Anlagen-, Verfahrens- undBetriebsbeschreibung lässt sich kein Bezug herstel­

len. 

Dazu' ist auszuführen, dass in Punkt 3 der Gutachten Nr. 2864005204 und 2864009204 des Irtge­

nieufbüros Dr. Werner Wohlfarth alle lärmrelevahtenQuellen genannt sind, die in der Berech­

nung;berücksichtigt wurden. Insbesondere wurden-die durch die Kapazitätserweiterurtg der Anla­

ge verursachten Änderungen der Pegel bzw. Einwirk:zeitenprognostiziert. Insofern ist die'Kapa-„ 
zitätserhöhung aus schalltechnischer Sicht berücksichtigt worden. Die Forderungen zum Nach­

weis der'Einhaltung der festgesetzten Immissionswertesind außerdemin Nebenbestimmung 

4,2.28 ,fixiert .·Die Einwendung wird damit als unbegründet zurückgewiesen. 

'-.../' 

ZumThema Anlagensicherheit und Brandschutz wurffe eingewendet, dass die Ausführungen zilr \._./ 

Anlagensicherheit, insbesondere Brandschutz nicht ausreichend sind. Es werden die Auswirkun-

gen im Brandfall auf die betroffene Umgebung, Wohngebiete und Menschen nicht untersucht. 

Dass eine soleheStörung möglich ist, zeigt der Brand vom 03.06.2004 in der derzeit betriebenen 

Anlage. Im Brandschutzkonzept wird nur ausgeführt, dass im Brandfall freiwerdende Stoffe für 

Mensch und Umwelt schädlich sind und dass im Schadensfall die Anweisungen der Einsatzkräfte 

der Feuerwehr zu befolgen sind: ll1 diesemZüsammehhangwurde auch der Antrag gestellt, ein 

aktualisiertes Brandschutzgutachten vorzulegen, das Aussagen zu n1aXi11lal möglichen Schad­

stoffmengen bei Annahme möglicherweise auftretender Brandereignisse enthält, daraus Konse-

quenzen für den Anlagenbetrieb aufzeigt unddie·Bewertu:ngmöglicher Auswirkungen atif die 

Nachbarschaft beinhaltet. Nach Prüfung des Antrages durch die Genehmigungsbehörde wurde 

dem Antrag stattgegeben. Die Erweiterung des Brandschutzkonzeptes wurde von der Antragste]:. 

lerin im vorgenannten Sinne nachgefordert. Das Brandschutzkonzept wurde durch das Gutachtel!._ 
~ISTAl·J'\ 

~. ).A~CHSEN ~ 

. \!~! 
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zu Untersuchungen zur Rauchgasausbreitung Iu:id (Jefährdung bei einem Lagerbrand. im· Bio­

kraftw~rk Delitzsch vom 17.03.2005 ergänzt (siehe Anlag~.6). 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Untersuchungen zur Schadstoffausbreiturtg bei· ei­

nem Brand im Biokraftwerk Delitzsch ergeben haben;,,dass.die ... ermitteltenKonzentrationswerte 

an den Immissionsorten.in der Nachbarschaft weit .unter den zulässigen ERPG-Werten liegen. 

Damit ist bei dem untersuchten Brandereignis ~icht mit schwerwiegenden oder bleibenden Ge­

sundheitsschädigungen ip. der Nachbarschaft zu rechnen. Zusätzliche Maßnahmen zur Gefahren­

abwehr ergeben sich für.den Betreiber nicht. Die allgemeine ~fährenabwehr sowie die Informa­

tion der Bevölkerung wird durch diezt.iständige Feuerwehr übernommen. Voraussetzung dafür 

sind neben dem Einsatz von Altholz der Kategorien AI und A:II die Einhaltung der im Brand­

schutzkonzept getroffenen Brandschutzmaßnahmen, wie Maßnahmen der Branderkennung, 

r, Löschwasser- und Löschmittelbereitstellung als organisatorische Maßnahmen. Die Einwendung 

',__,, ist damit gegenstandslos und wird zurückgewiesen. 

Eine weitere Einwendung hält den aus Sicht des Einwenders unbegründeten Wegfall der Ge­

ruchsimmissionsprognose1 wie in der Niederschrift zur Antragskonferenz vom 27.082004 unter 

Punkt 5 .13 festgeschrieben, für nicht.gerechtfertigt. 

Dazu ist festzustellen, dass die oben angeführte Geruchsimmissionsprognose ursprünglich Be­

standteil des Umfanges der einzureichenden Unterlagen für den zurückgezogenen Antrag war, wo 

auch der Einsatz von Altholz d.er Kategorien A III und A IV als Brennstoff vorgesehen war. 

Durch die Beschränkung auf denEinsatz von Altholz der Kategorien AI und A II als Brennstoff, 

wie in der Niederschrift nachzulesenjst, ist aufgrund der damit geringeren.Schadstoffbelastung 

des Holzes und damit Wegfall möglicher geruchsbildender Stoffe . .bei dessen Behandlung und 

Lagerung davon auszugehen, dass außerhalb des Betriebsgeländes des Kfaftwerks· keinerlei Ge­

rüche wahrnehmbar sind. Damit ist eine Geruchsimmissioqsprognose nicht erforderlich. Die 

Einwendung ist damit gegenstandslos und wird zurückgewiesen. 

Zur Einwendung, dass ausgehend von der,,Gesamtfeuerungswärmeleistung und der installierten 

elektrischen Leistung sich ein Bruttowirkungsgrad ergibt, der völlig indiskutabel ist, ist festzu­

stellen, dass diese ungerechtfertigt ist. 

bgesehen davon, dass nach Auskunft des Antragstellers im praldizierten Betrieo em wesentlicli 

höherer Wirkungsgrad erzielt wird, regelt die Biomasseverordnung für den Anwendungsbereic 

des Gesetzes für den Vorrang.Erneuerbarer Energien (Emeuerbare-Energien-<;Jesetz : EEG), dass 

tholz der Kategorien A I und A II bei der Verstromung nach Biomasse V an keinen Wirkungs­

grad gebund~n ist. Zur Forderung des§ 7 der 13. BlpiSchV Maßnahmen zur Kraft~~ärme­

Kopplung wenn möglich durchzuführ~n, ist zu bemerken, dass die technischen Möglichkeiten 
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anlagenseitig vorhanden sind. Es fehlen ·nur p·otentfoHetrAbnehtner. ·. Da.mit sind'· die Anforderun­

gen d~s § 7 der 13. BimSch V erfüllt. 

·· Umweltverträglichkeitsprüfung 

6.3.1 Grundlagen für die -Bewertung des'Vorbabens 

Die zusammenfassende Darstellung gemäß '·§ '20Ahs. 1a der 9. BirtfS'chv enthalt gemäß Nr. 

0.5 .2.1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschtift zuf Ausführung des Gesetzes über die Umwelt­

verträglichkeitsprüfung:..UVPVwV die für die Bewerrung erforderlichen Aussagerdlber die vor­

aussichtlichen Umweltauswirkungen· des Votha.hens. Mit ihr wird der entscheidungserhebliche 

Sachverhalt für die Erfüllung gesetzlicher Urhwelfanföfderungen festgestellt 

Gemäß § 16BlmSchG wird im Rahmen eines imrnissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-

rens geprüft, inwieweit für die geplante Erhöhung der Feuerungswärmeleistung de·s Biomasse­

heizkraftwetks der BKD Biomassekraftwerk Delitzsch GmbH am Standort Fabrikstraße 2 in De­

litzsch auf 85,5 MW die Genehmigungsvoranssettungehgegeben sind. 

Bestandteil des Genehmigungsverfalifens ist. eine Umweltverträglichkeitsprüfung, weil die ge­

plante wesentliche Änderung mit einerZuordnürtg.äer Anlage zu Nr. 8.2. l Spalte 1 der Anlage 1 

·'es UVPG verbunden ist. Die genannte Einstufung hat zwingend eine UVP-Pflicht zur Folge1
. 

Grundlage für die zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen in 

diesem Verfahren sind die vom Vorhabensträger gemäß§§ 3 bis 4e der 9. BimSchV vorgelegten 

:Unterlagen zum Genehmigungsantrag gemäß§· 16BimSchG. Im Auftrag der Vorhabensträgerin 

(BKD·Biomassekraftwerk Delitzsch GmbH) wurden dazu entsprechende Untersuchungen durch-
" gefüfu:t; 'deren Ergebnisse in eine Umweltverträglichkeitsuntersuchung eingeflossen sind, die den 

Antragsunterlagen zum Antrag nach § 16 BföiSchG beigefügt sind. Soweit nicht abweichend 

gekennzeichnet, beziehen sich die Angaben im ·Rahmen der zusammenfassenden Darstellung auf 

die Angaben des Planungsträgers. Es werden ·außerderrrdie Stellungnahmen der beteiligten Trä-

ger öffentlicher Belange, die im Rahmen der Öffehtlkhkeitsbeteiligung eingegangenen· Stellung~ \-.../ 

nahmen; das Protokoll: des · Erörterungstermins vom 20.01.200'5 sowie eigene Ermittlungen be­

rücksichtigt. 

Der Untersuchungsrahmen für die UVU wurde räumlich mit Bezug auf die Festlegung zur Größe 

des Beurteiluügsgebiets gemäß Pkt. 4.6.2-.S TA'Luft bestfrrimt·Das rechteckige Untersuchungs­

gebiet weist ein Ausdehnung von 8;2 X8,2 knraufund schließt somit das Gebiet der 50-fachen 

Schornsteinhöhe bei Berücksichtigung der Höhe des vorhand'eriert Schornsteins von 82 rrt (ergibt 

einen Radius von 4.100 ni) voUständi'g ein. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen auf das Schutzgut Luft wurde gemäß der Niederschrift der 

Antragskonferenz durch das RP Leipzig ·Vdtri "27.08:2004 eine Immissionsprognose genfäß TA 

1 Bisher bestand für die Anlage aufgrund der ZuordilÜng zu Nr. 8.2.2, Spalte 2derAnlage 1 des ÜVP(fk'.eine tJVP-
Pflicht, da die standortbezogene Einzelfallpfüfung der zuständigert13ehötde keirie 'UVP~Pflicht ergab. 
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Zur Beurteilung der Lärmemissionen wurden 5 repräsentative Immissionsorte aus der empfind­

lichsten Umgebungsnutzungausgewählt (nächstgelegene·Wohnbebauung), welche aufgrund ihrer 

Lage die höchste anlagenbezogene Lärmbeeinflussung erwarten lassen. Die anlagenbezogene 

Lärmbelastung wurde im Rahmen einer gutachterlichen Stellungnahme quantifiziert. In einem 

gesonderten Gutachten wurde die Einhaltung der schallschutzbezogenen Forderungen des B­

Plans geprüft. 

6.3.2 Zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen des Vor­

habens bezogen auf die einzelnen nachfolgenden Schutzgüter und deren Wechsel­

wirkungen 

Schutzgut Mensch 

Schall 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen): 

• BimSchG § 5 - Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen 

Bewertungskriterien (Konkretisierung der gesetzlichen Umweltanforderungen): 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO): Festsetzung der Baugebiete 

• Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 16.07.196-8, geändert am 

26.08.1998, insbesondere 

- Nr. 1: „Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt­

einwirkungen durch Geräusche sowie der Vorsorge gegen schädliche Umweltein­
wirkungen durch Geräusche" 

- Nr. 3 .1 : Grundpflichten des Betreibers: Sicherstellung, dass „die von der Anlage aus­
gehenden Geräusche keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervorrufen können 

und Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche getroffen 

wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik zur Lärmminderung entspre­

chenden Maßnahmen zur Emissfortsbegrenzung. 

- Nr. 6: Immissionsrichtwerte 

Schädliche Umwelteinwirkungen können .insbesondere dann vorliegen, wenn rechtlich fixierte 

Immissionswerte für Schallimmissionsbelastungen überschritten werden. 

Die nachstehende Tabelle zeigt, dass die im Genehmigungsbescheid vom 06.11.2002 festgesetz­

ten Immissionswerte eingehalten werden. Demzufolge sind die anlagenbezogenen Lärmemissio­

nen nicht geeignet, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit 

oder die Nachbarschaft herbeiruführen. 

H .. EISTM) SACHSEN . ES . 
~ ~ i; 
~~ 
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Tabelle 2: P:_og~os~zi~rte lärmimmissionsbeiträge"fBeurteilungspegel). durch die Gesämtanldge (Quelle: 
Lärm1mm1ss1onsprognose Dr. Werner Wohlfarth GmbH, 10.09.2004) und Vergleich .mit den 

-Immissionswerten der TA Lärm und den Immissionswerten des Genehmigungsbescheides vom 
06.ll.2002 . . 

Immissionsort Berechnete Beurtei- Immissionsrichtwerte: ·· Iritmissionsw~rt Ji. Ge-
lungspegel L,. in dB(A) der TA Lärm in dß(A) nehmigW.lg in .dB(A) 
(werktags/ sonntags/ (tags/nachts) (tagsinacbts) 

nachts) . 

IP 1. - Am . Grünen fiain 50,5150;3/37,9 60 / 45 -. 
55 / 42 

IP 2 - Richard-Warner-Str. 20 44,9 / 42,5 /38,1 60145 55 / 42 

IP 3 - Fabrikstraße 5 44,9 / 43,8 / 36,7 60 / 45 55 / 42 

IP 4 - Richard-WaITTl.er-Str. 37 37, l / 36,5 / 35,3 60 / 45 55 / 42 

IP 5 -Am Anger7 58,4 / 58,2/ 41,3 60 / 45 60 /42 

Gerüche 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen): 

• BimSchG § 5 - Pflichten der Betreiber gehehmigungsbedürftiger Anlagen 

Bewertungskriterien (Konkretisierung der . gesetilH:hen :u mweltanforderungen): 

• Sächsische Geruchs-Immissions;.Rfohtliriie<(GIBL} Nr. 3 - Beurteihingskrifetierl 
·; ·, : 

•Baunutzungsverordnung (BauNVO): Festsetzung der Baugebiete 

Wegen der geringen Potenziale zur Emission von Gerüchen ist zu schiussfölgern, d~ss ·durch das 

Vorhaben keine wesentlichen Geruchsimmissionen außerhalb des ·Betriebsgeländes verursacht 

werd~n -können. Daher kann davon ausgegangen::werdeit; dass;dutchdehB'etrieb der Anlage kei­

ne erheblichen Nachteile und erhebliche Belästigungerffür'die .Afigemeiriheit und die Nachbar-

schaft hervorgerufen werden. 

LuftscRadSt<Jffi! " · 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen) : 

• BimSchG § 5 - Pflichten der Betreiber genehmigungsbedürftiger,Anlagen 

Bewertungskriterien (Konkretisierung der gesetzlichen Urnweltanfordei;ungen): 

• Zweiundzwanzigste Verordnung zur D.urchführurtg des B.undes-Immissioµsschutz­

gesetzes (Verordnung über immissiohswerte·für Schadstciffe in ~der Luft (22. BiniS~h V)," 

vom 11.09.2002 

• Erste allgemeine Verwaltungsvorschrift zt1m B undes"-Immissipnsschutzgeseti; :~TA ·.Luft}; 
in der seit 01.10.2002 geltenden Neufassung, dabei .insbesondere 

- Nr. 4: Anforderungen zuni Schutz vor schädlichen).Jfuwelteinwirkungen,. · · .·~: . 

• J· 
'--/ 
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Da die o. g. Bewertungskriterien nicht ausrei~hen, um alle untersuchten Schao-stö":ffparam-eter zu 

bewerten, wird zusätzlich für Dioxine/Furane auf die Bewertungsmaßstäbe gemäß den Veröffent-

1 ichungen des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) zurückgegriffen, welche in der . 

Genehmigungspraxis in Deutschland als fachlich anerkannt gelten. 

Die in der Immissionsprognose ermittelten Zusatzbelastungen durch die Anlage sinci in der fol­

genden Tabelle den Bewertungskriterien der TA Luftgegenübergestellt. 

Tabelle 3: Ermittelte anlagenbezogene Zusatzbelastung dutchdenBetrieb der Anlage-iinfmrfiissionsma­
ximum (Quelle: Immissionsprognose TA Luft, Dr. Werner Wohlfarth GmbH, 08.09.2004) und 
Beurteilungskriterien 

. '·· - '-

Luftscbad~toff maximale Zusatzbe- Beurteilungs- Irrelevanz-
lastun2 UZ maßstab · schwelle 

Schwefeldioxid S02 0,3 µg/m3 50 µg/m3 l,5 -µg/m3 

Stickstoffdioxid N02 0,3 µg/m3 40 µg/m3 1;2 µg/m3 

Sehwebstaub (PM-ro) < 0,05 µg/m3 40 µg/m3 l,2µg/m3 

Staubniederschlag < 0,00005 g/(m2d) 0,35 g/(m2d) 0,0105 g/(m2d) 

Quecksilber Hg 0,02 µg/(m2d) 1 µg/(m2d) 0,05 µg/(m2d) 

2,3,7,8 TCDD 0,15fg/m3 16 fg/m3 0,48 fg/m3 * 

es wurde analog der Festlegungen der TA Luft für andere Schadstoffe eme Irrelevanzschwelle von 3% 
angesetzt 

Bezug 

TA Luft Nr. 4.2 

TA Luft Nr. 4.2 

TA Luft Nr. 4.2 

TA Luft Nr. 4.3.1 

TALuft Nr. 4.5.1 

LAI Orientie-

rungswert 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, werden ausschließlich Immissibnszll'satzbelastungen deutlicli . 

kleiner als die jeweiligen Irrelevanzgrenzen erognostiziert. Danet1käitfi,hinreichend',sieherfäh e·•J 
leitet werden, dass die Immissionszusatzbelastungen aus -der Anlage: unerheblich sein werden irr :. 

· ... ··· 

Bezug auf die Verursachung von Nachteilen und Belästi~ngen, insbesondere hinsichtlfclti'.;der: 

Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit 

Eine Ermittlung der Gesamtbelastung unter Bezugnahme -auf die bestehende Vorbelastung war­

gemäß TA Luft 4.1 nicht erforderlich, dä'füt .affe· Schadstöffe im4fumissionsmaximum irrelevante, 

Zusatzbelastungen prognostiziert werden ·urtd<keine fünreichenden- Ansatzpunkte für 'die~Erfor---, 

dernis einer Sonderfallprüfung nach 4.8 TA Luft vorliegen. Die Ermittlung von Kurzzeitwerten 

für N02, S02 und PMl 0-Schwebstaub ist aus den genannten Gründen ebenfalls nicht erforder- /: 

lieh. 

von möglichen Anreicherungspfaden von Schadstoffen als Bestandteil des „ · 

Staubniederschlages über die Medien Boden und Wasser sowie über Pflanzen und Tiere ah"' .. 

ngskette) ergibt ebenfalls keine signifikanten Anhalts unkte für erhebliche Auswirkungen auf -_> 
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Das Schädigungsrisiko für das Schutzgut Mensch ·im Falle von Störungen des bgstimmungsge­

mäßen Betriebes ist aufgrund des vorliegenden Gefälirdungspote~ials . sowie der vorgesehen 
Schutzmaßnahmen als. gering zu bewerten. · . '-

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen) : 

• SächsNatSchG, insbesondere § 8 
' • 

• Erste allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (TA Luft) 
in der seit 01.10.2002 geltenden Neufassung, dabei insbesondere " 

- Nr. 4: Anforderungen zumSchutz vor.schädlichen Umwelteinwirkungen 

Ein Eingriff in Natur und Landschaft;' ·der di~ l:;~i~tÜfigc~fcfliigkeit des Nata:f:l±atitsfll:tltes ·~etheblich 

beeinträchtigt, liegt nicht vor. 

Auswirkungen von Lärm auf Tiere werden aufgrund der großen Abstände zu Gebieten mit erhöh­

tem Schutzstatus als vernachlässigbar angesehen. 

Der Eintrag von Luftscha:dstoffen, indirekt auch über die Umweltmedien Bodert''tttid Wifsser, ist 

in- ·seiner Größenordnung für alle Schadstoffgruppen als nicht relevant in.Bezug auffächlich an­

erkannte Beurteilungsmaßstäbe anzusehen (siehefolgende Tabelle). 

In TA Luft Nr. 4.4.1 sind Immissionswerte zum Schutz vor erheblichen Nachteilenund iri·sbeson­

dere zum Schutz von Ökosystemen vor Gefahren durch Schwefeldioxid oderfür ,dieVegetation 

durch Stickstoffoxide festgelegt. Die hierfür festzulegenden Beurteilungspunkte sollen gemäß Nr. .,. 
4.6.2.6 der TA Luft mehr als 20 km vomBallungsräumen oder 5 km von anderen bebauten Gebie-

ten, Industrieanlagen oder Straßen entfetnt:sind, l)iese Kriterien treffen nicht auf den Punktder 

maxitnalen Zusatzbelastung zu. Der Vergl~~}:"lt .J:iJ.itrden :Beu,qeilµngswerten .. zeigtjedoch; ·dass 

durch :die Zusatzbelastung, die unterhalb,der :in N r,; 4;4;3 .TA.,Luft:i'.definierten Irrelevanzschwelle 

"-.__.;: 

liegt, keine erheblichen Nachteile für das SchutzgUtTiere .ünd :pflanzen zu besorgell':sind ;~-Eine v 
Sonderfallprüfung gern. Nr. 4.8 TA Luft, ob der Schutz vor sonstigen erheblichen Nacht~ilen 

durch Schwefeldioxid oder Stickstoffoxide sichergestellt ist, kann gemäß Nr. 4.4.1 TA Luft .. ent-

.. fallen, da die Zusatzbelastung die Irrelevanz .unterschreitet. 
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Luftschadstoff maiimale ·zusatzbe- Beu,rteilµngs- Irrelevanz- Bezug 
lastun2 ;LJZ maßsfäb schwelle 

., " 

Schwefeldioxid S02 
0,3 µg/m 3 50 µg/m3 2 µg/rn 3 TA Luft Nr. 4.4.1 

Stickstoffoxide ange- 0,5 µg/m3 30µg/m3 3 µg/m3 TA Luft Nr. 4.4.1 

,geben als NOi 

Es besteht daher insgesamt kein Anhaltspunktfür nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf 

die Schutzgüter Tiere und Pflanzen. Di~s .gi1fJ<i;\i8W·mt:JW:~;~Q'§,~I~it;~9.11~~A>:i ~1~9.AMJ>e~.on9~~~e.,.@r ..... 
die Stoffaufnahme von Pflanzen und Tieren '-~~$ versthi~d~n~~ U~weltmedien ' od~r üb~r die 

Nahrungskette. 

Schutzgut Boden 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen): 

• Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlas­

ten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17.03.1998, zuletzt geä.riaert am 

12.09.2001 

Bewertungskriterien (Konkretisierung der gesetzlichen Umweltanforderungen): 

• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung·(BBodSchV) vom 12.07.1J99 

• Etste allgemeine Verwaltungsvorschrift zumB4ndes.:Irnmissi9nsschutzge.setz·(TA L~ft) 
in der seit 01.10.2002 geltenden Neufassung, speziell NI".' 4.'5 > . ' . . . ., 

• Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung (UVPVwV) vom 18.09.1995., speziell Nr. 1.3 

Da die o. g. Bewertungskriterien nicht ausreichen, um alle untersuchten Schadstoffparameter zu 

bewerten, wird auf den Bewertungsmaßstab des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) 

zurückgegriffen, der in der Genehmigungspraxis in Deutschland als fachlich anerkannt gilt ·· 

Für die relevanten Flächen am Standort selbst ist hinsichtlich der Funktionen des Bodens gemäß 

§ 2 BBodSchG vorrangig die Nutzungsfunktion als „Standort für sonstige wirtschaftliche, Und 

öffentliche Nutzungen" schutzwürdig, was mit dem geplanten Vorhaben.nicht im Konflikt steht. 

Zur Bewertung der bodenrelevanten Auswirkungen außerhalb des unmittelbaren Anlagenstall.der,.. 

tes, im Wesentlichen möglich durch Stoffeinträge über den Luftpfad, wurden .die· Auswirkungen 

des Vorhabens durch Deposition von Staubinhaltsstoffen im Boden prognostiziert; Die stoffspezi­

fische Gegenüberstellung mit den Bewertungsmaßstäben erfolgte: bereits,zum Schutzgut :Mensch, 

Luftschadstoffe für die einzelnen Schadstoffe. 
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W-ie in PICT. l .~ .3 der Anläge .5 aogeleitet wurde, ist zu erwarten, dass· die anlagenbezogene Depo­

sition mit Dioxinen/Furanen kleiner als 0,25 g/(m2d) sein wird. Der . Beurteilungswert des LAI 

für Dioxine/Furane (Toxizitätsäquivalente) beträgt 15 Qg/(m2d). Setzt man analog.zu ·den _&orga­

ben der'" TA. uft für andere Schadstoffe eine Irrelev~nzschwelle für die Depositionszusatzbe­

astung von 5% an, Beträgt die Irrelevanzschwelle 0, 75 pg/(m2d). Da dieser Wert .deu.tlich unter­

sc itten wird, ist die anlagenbezogene Zusatzbelastung des Biomassekraftwecks mit Dioxi- . 

nen!Furanen als irrelevant zu bezeichnen. 

Die prognostizierte Depo.sitions-Zusatzbelastling kann somit insgesamt als irrelevant in Bezug 

auf die Verursachung erheblicher Gefahren und erheblicher Nachteile eingestuft werden. . . 

Schutzgut Wasser (Oberflächenwasser / Grundwasser) 

Bewertungsmaßstäbe (gesetzliche Umweltanforderungen): 

• Wasserhaushaltsgesetz ~ WHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.August \ ...... / 

2002 

• Sächsisches Wassergesetz ( Sä9h,s}YG)!,~~tf,~1~~J;Blg·.vom,2:1.07.1998,., zuletzt~.geättd~rtam 

25 .04.2003 

Bewertungskriterien (Konkretisierung der._geset.ZlichenUmweltanforderungen): 
. >-.-:- .. · 

• Verordnung zum Umgang mit wassergefähfdenifeh .Stoffen ' CAirl'W~'erivetordnung -

VawS) vom 04.April 1995, zuletzt geändert am.04.Dezember 2001 

" 
Die Gefahr einer erheblichen Verunreinigung von Grundwasservorkommen oder Ob-effi~· :.~ac....,henge-

wässern durch wassergefährdende Stoffe wird am Standort der Anlage durcli die .getroffenen 

Maßnahmen ents2rechend dem Stand der Technik ausgeschlossen; 

:Analog dem Eintrag von Luftschadstoffen in den Boden ist für die im Untersuch.ungsgebiet oe­

mdlichen Gewässer eine Anreicherung von Schadstoffen im Wasser wegen der im Irrelevanzoe­

reich liegenden DeP.ositionen als mclit erheblich anzusehen. 
~~ 

Zusammenfassend ist daher festzustelle · dass keine erheblich.en · nachteili 

Vorhabens auf Grundwasser und Oberflächengewässerzu mgnostizieten sina. 

ie Bewertung der Zusatzbelastung mit Luftschadstoffen ist im Zusammenliang mit den .Schütz~ 

gütern Mensch, Boden und Pflanzen und Tiere vorgenommen worden. 

ie Immissionsprognose gemäß Anhang 3 TA Luft unter Ansatz der Emissionsgrenz:Werte der 

13. BlmSch V ergab, dass Zusatzbelastungen nur unterhalb von Irrelevanzgrenzen ( ents recnend 

anerkannter ewertungsmaßstäbe für die Luftqualität) auftrete -'~Ö .; dass':' ' kgifi~"1;'~fh"e6ilHlfän 

nachteiligen Auswirkungen zu erwarten sind. 
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Das V~rhaben stellt keine Veränd~fl1n~,d~rGestruf:odet<Nützuhg '.votrGri.iridtlachen dar, die die 

Leistungsfähigkeit des~ N'afür'flifJ'.?~~lt~ ode; da5 Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beein­

ttäthtigenkönnei1. 

Die Bewertung der Zusatzbelastung mit Luftschadstoffen, Gerüchen und Lärm ist im Zusammen­

hang mit dem Schutzgut Mensch sowie für die Deposition luftgetragener Schadstoffe im Zusam­

menhang mit dem Schutzgut Boden vorgenommen worden. Da diese Auswirkungen als gering 

bzw. irrelevant bewertet worden sind, sind auch Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
' . 

Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft durch Wechselwirkungen zwischen 

diesen und anderen Schutzgütern nicht ·zu prognostizieren. 

Insgesamt ist somit festzustellen, dass die Schutzgüter Klima, Landschaft sowie Kultur- und 

Sachgüter offensichtlich vom geplanten Vorhaben nicht erheblich betroffen sind. Insofern sind 

auch schädliche Einwirkungen auf diese Schutzgüter sowie in deren Folge Wechselwirkungen 

mit anderen Schutzgütern auszuschließen . 

Medienübergreifende Gesamtb:e:wertung einschließlich der Wechselwirku11gen 

Die medienübergreifende Gesamtbewertung hat die Aufgabe zu prüfen, inwi~'v.ieit nicht nur die 

Summe der Umweltbelastungen, sondern auch über die Wechselwirkungen bzw. über eine Mehr­

zahl von Grenzbelastungen der Umweltmedien unter dem Blickwinkel der Umweltvorsorge eine 

Übereinstimmung mit den einschlägigen Rechtsvorschriften und Na.rmen aus dem Umweltbe­

reich vorliegt oder das Vorhaben in seinen Auswirkungen als erheblich nachteilig zu bewerten ist 

(vgl. Ziffer 0.6.2.1 UVPVwV). 

m Ergebnis der UVP für die wesentliche Änaerung des Biomassekraftwerks der BKD Biokraft­

werk Delitzsch GmbH wird zusammenfassend festgestellt, dass für das Vorhaben keine erliebli­

chen nachteiligen Auswirkungen auf die SchutzgQter gern: § la der 9. BlmSchV progQostiziert 

Auswirkungen an dem jeweils unmittelbar betroffenen Schutzgut zu rognostizieren sind, sin 

uch keine erheblichen nachteiligen Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern in Fqlge der 

ealisierung des Vorhabens zu erwarten. 

6.4 Ausnahmen und Nebenbestimmungen 

6.4.1 Ausnahmen 

Zulassung von Ausnahmen nach§ 21 der 13. BlmSchV zur Befreiung von der kontinuierlichen. 

Überwachung der Emission von Schwefeloxiden, Quecksilber und Stickstoffdioxid 
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Gemäß Antrag auf Ausnahme nach § 15 Absatz 7 der 13. Birn.Sch V ist die in § 15 Absatz l der 

13 . BTmSchV geforderte kontinuierlich Überwachung der Luftschadstoffe Schwefeloxide bei 

Feuerungsanlagen; die ausschließlich mit Biobrennstoffen betrieben werden nicht erforderlich 
. . ' ·. ' 

wenn die Emissionsgrenzwerte durch den Einsatz entsprechender Brennstoffe eingehalten wer-

den. fo diesem Fall sind für jedes Kalenderjahr Nachweise über den Schwefelgehalt und den un-

teren Heizwert der eingesetzten Brennstoffe auf Verlangen vorzulegen. Die Nachweise si~d fünf 

Jahre nach Ende des Nashweiszeitraumes aufzubewahren (siehe Nebenbestimmung 4.2.18). 

Der Betreiber hat durch Einzelmess1;mgen die Emissionen für Schwefeloxide einmal im Jahr zu 

bestimmen, zum Nachweis der Einhaltung der Grenzwerte (siehe Nebenbestimmung 4.2.18). 

Gemäß Antrag auf Ausnahme nach § 15 Absatz 9 der 13. BimSch V kann auf die in § 15 Absatz 1 

der 13. BimSch V geforderte kontinuierliche Messung für Quecksilber und seine Verbindungen, 

angegeben als Quecksilber verzichtet werden, wenn durch eine regelmäßige Kontrolle der Brenn­

stoffe zuverlässig nachgewiesen ist, dass die Emissionsgrenzwerte für Quecksilber und seine 

Verbindungen nur zu weniger als 50 vom ffondertin Anspruch genommen werden (siehe Neben­

bestimmung 4.2.19) . Durch den Einsatz vo·n .Ältholz:A i urtd A II, .sowie, da nach, Zif'fer~~t2 des 

Anhange·s der 4. BimSchV keine Schwer.metalle in den Beschichtungen des Altholzes enthalten 

sein dürfen, werden diese Bedingungen im bestimmungsgemäßen Betrieb erfüllt. 

Gemäß Antrag auf Ausnahme nach § 15 Absatz 3 der 13. BimSch V kann auf die in § 15 ·Absatz 1 

· der 13 . BirnSch V geforderte kontinuierliche Messung für Stickstoffdioxid verzichtet werden, 

wenn durch Einzelmessung nachgewiesen wird, dass der Anteil des Stickstoffdio~ids an den 

Stickstoffoxidemissionen unter 5 vom Hundert liegt. Die Bestimmung des Anteils hat durch Be­

rechnung zu erfolgen. In diesem Fall hat der Betreiber Nachweise über den Anteil des Stickstoff­

dioxids bei der Kalibrierung zu führen und der zuständigen Überwachungsbehörde auf Verlangen 

vorzulegen. Der Nachweis ist fünf Jahre nach der Kalibrierung aufzubewahren (siehe Nebenbe-

'.____.,' 

sfönrn:ung 4.2.17). \...,/. 

Nach Erfahrungswerten gleichgerichteter Anlagen liegen die Voraussetzungen für die Ausnahme 

vor, wenn durch Einzelmessungen der Nachweis der Auss~ge erbracht wird. 

6.4.2 Nebenbestimmungen 
. . . 

Zur Sicherstellung der in § 6 Absatz 1 BiniSdiGgenarinten 'Geriehmigungsvoraussetzungen wur-

den auf der Grundlage des § 12 BimSchG. Nebenbestimmungeri in den Bescheid aufgenommen. 

Zu den einzelnen Genehmigungsvoraussetzungen und zur Begründung der Nebenbestimmungen 

(NB) wird folgendes ausgeführt: 
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Die ini Antrag 6eigefügten Gutachten weisen nach dass bei den .!;furch das geplante. Y'orhabe . ' . 
lierVorgerufenen Auswirkungen auf die genannten SchutzgQter von geringfügigen .. bzw. if:[elevan-

en Zusatzbelastungen ausgegangen werden kann. (siehe Punkt 13 Umweltverträglichkeitsprü­

füng) . Grunalage der NB 4.2.1bildet§2 Nr. 4 Biobrennstoffe der 13 . BimSchV 

ie Anlage wira unter V0rsor e esichtspunkten des<§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BitnSchG entsprechen 

aem Stand er eclinilC betrieben. Die Abgasreiniffi!ngsanlage des Kraftwerkes entsgrich · 

Stand der TechniK. Die Ableitungshöhe wurde gemäß den Anforderungen Nr. 5.5.3 und 5.5.4 der 

Schornsteinhöhenberechnung der TA Luft durchgeführt. Die• NB 4. 2. 2 und 4. 2. 3 beinhalten die 

Anforderungen der§§ 10 und 11 der 13. BimSchV. 

Die Emissionsgrenzwerte derNB 4.2.5 und 4.2.6wurdengemäßderI3·.BimSchV, § 3 festgelegt. 

Grundlage der NB 4. 2. 7 ist der § 16 Abs. 1 Satz 3. Die NB 4. 2. 8 wurde entsprechend TA Luft Nr. 

S2. l festgelegt. 

Die novellierte 13, BimSchV vom 20. Juli 2004 entspricht den neusten Erkenntnissen und dient 

der Umsetzung der Richtlinie 2001/80/EG vom 23.10. 2001 zur Begrenzung vön Schadstoffemis­

sionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft. 

ßmissionsüberwachung 

.Die NB 4.2.9 bis 4.2.12 basieren auf den Anforderungen der§§ 10 und 12der13.·BimSchV . .,. 
· Für die NB 4. 2.13 bis 4. 2.15 wurden gemäß § 14 der 13. BimSch V erteilt . 

. Grundlage für die NB 4.2.20 bis 4.2.22 bildet der§ 16 der 13. BimSchV. Die NB 4.2.23 bis 

4.2.26 (Einzelmessungen) setzen die Anforderungen der§§ 17 und 18 der 13. BimSchV um. 

Emissionsberichterstattung 

Die NB 4.2.29 zur Berichterstattungbezieht sicp .a.ufden § 19 der q , .~ImS~hY. , · 

Anlagensicherheit 

;'~,ie Anlagensicherheit ynt~pric4tßern /~6@.d j;dtfi~'.o/~:~~~~~'. Beim Biomassekrafhvei-k·. handelt es 

sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage> nach BJmSchG, auf die die Anwendung der Stör­

fall-Verordnung (Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 

nicht greift. Es liegt kein Betriebsbereich gemäfü.§3 Abs.Sa.des BlmSchGvor. TI>ie:•;A:n1agertsi:.:," 

.· ch.~rheit ist in den Antragsunterlagen .im P~.I;lkt ,7: . ausr,ei9he~d; qargestellt. .. · s;w:ir :<aäv.on\:ausg~" 

::::~::· d:~B=~::::~: ~:;::::~r:zt::~~=:::: 
_ring gehalten werden. 
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Energieeffizienz 

Die Energiee:ffiz.ienz ·d~r -An.tage ist _durch die Einhaltung des EEG uqd de,~J?iRfil,?,;,S,::~r~;~~rpxdnung 
gegeben: Der fffrnwei's ' Yl ist zu beachtert · · · · ·· · · 

' :··=· 

Lärm 

Die Messung nach erfolgter Inbetriebnahme entsprechend der NB 4. 2. 28 wird aufgrund des zu 

erwarten9en Ausmaßes der von der Anlage ausgehenden Lärmemissionen gemäß § 28 BimSchG 

gefordert. 

Die ;Prögnose weist das Einhalten der im ·· Gertehmigungsbescheid vom 06:11':2002 ·re-stgesetzten 

Immissionswerte aus. Insbesondere am IO 5 ist ~der Immissionswert sowohl am· Tage als auch in 

der Nacht nur knapp eingehalten, so dass eine Inbetriebnahmemessung nach erfolgter antragsge- · 

m~ßer Änderung der Anlage als erforderlich .ang~sehen wird (siehe Tabelle). 

lill•liiilifilili,ill1i~~-;~~-
IO 1 Am Grünen 55 42 50 6 · 50 3 37,9 

. Hainl6 ' ' 

IO 2 Richard- 55 42 44,3 42,5 38,l 
Wagner- Straße 

IO 3 
I04 

IO 5 

Abfall · 

20 
Fabrikstraße 5 55 
Richard- W ag- 5 5 
ner- Straße 37 
AmAnger7 60 

42 
42 

42 

44 
37 

58,4 

43,8 
36,5 

58,2 
" 

36,8 
35,3 

41,3 

Die Pflichten des§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BimSchG zur Vermeidung von Abfällen, Verwertung nicht zu 

vermeidender Abfälle und zur Beseitigung nicht zu verwertender Abfälle ohne Beeinträchtigung 

des Wohls der Allgemeinheit werden nach Maßgabe der Antragsunterlagen erfüllt. 

D:i-e'Ef.ID\lltlti'g· thY"Pflichten nach einer Betriebseinstellung ist sichergestellt. 

Im Kapitel 5 des Antrages nach § 16 BimSchG: Wurden ·für die beim bestimmuhgsgerriäßen Be­

trieb der Anlage bzw. bei Wartungs"' und Instandhaltungsntaßnahmen anfallenden· Abfallarten 

beschr-ieben. 

Für die Abfälle bei der Verbrennung von Alfüo1z, bei -d·er Aüfb'ereituhg d~s Altholzes, aus der 

Abwasserbehandlung, aus Wartungs-' und lnstand'ha:ltt:Ingsmaßnahmeh ·und dem Gesarritbetrieb 

wurden jeweils die Angaben zur Art, Abfallschl\Tsselnummer, Menge . dargestellf?'tl'ef~tJ<'Edtsor­
gungswege aufgezeigt ·· undN achweiserklärungen·b'ergefügt. 

( ~l 

·v 
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Die Asche aus dem Gewebefiltecy.ri.r_d :::i;ii;;:einim': ,Asch~~tfo ;:~j~h~rtgelagert: tü)~~'Yö:tl•sdoJi(ord­
~ungsge_rrtäß · entsorgt. Die Altöle werden jeweils in handelsüblichen 200-Liter-Fässem;aufbe­

wahrt ilnd auf einem separaten Lagerplatz in der Turbinenhalle gelagert. 

ie Genehmi8!:!ngsfähigkeit des Vorhahens· ist s<:mlit .gege , en. 

Die NB 4.3.1 bis 4.3.4 wurden antragsgemäß festgelegt und sind gemäß § 4 Abs. 4, §§ 5 und .6 

KrW-/ AbfG i.V. mit§ 5 und 7 AltholzV jeweils in der geltenden Fassung erforderliGh. Die Fest­

legungen zur Güteüberwachung sind erforderlich zum Nachweis der Schadlosigkeitund d~;an-
. zustrebenden Höherwertigkeit der Abfallverwertung gemäß KIWI- AbfG und zur Eignung für 

Altholz der Altholzkategorien I und A lI nach Althol.zV zur energetischen Verwertung im Bio­

massekraftwerk. 

Die in den NB 4.3.5 bis 4.3.10 festgelegten Anforderungen zur Qualitätsüberwachung des aufbe­

reiteten (brennfertig gebrochenen) Altholzes der Altholzkategorien I bis IT ergeben sich unter 

Berücksichtigung der Vorgaben und Kriterien .~r energetischen Verwertung nach§ 7 Abs. 1 und 

5 Altholz V einschließlich der dazugehörigen Dokumentation der Probenahme, Durchführung und 

Analytik nach AltholzV und dem Erfordernis zur getrennten Zwischenlagerung der beprobten 

Altholzchargen bis zur Vorlage des Analysenergebnisses und sind antragsgemäß genannt. 

Laut§ 13 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit§ 27 Abs. 1 KrW-/AbfG besteht für nichtverwertbare 

Abfälle zur Beseitigung eine Überlassungspflicht gegenüber der entsorgungspflichtigen Körper­

schaft. Abfälle, die zur Beseitigung abgegeben werden sind überwachungsbedürftige Abfälle und 

. deren Nachweisführung ergibt sich nach§ 13 Abs. 1 Satz 2 KrW-1 AbfG i.V. mit § 25 Abs. 4 

NachwV. Daraus begründet sich NB 4.3.11. 

Das Nachweisverfahren ergibt sich gemäß§ 25Abs. 1und3 NachwV, i.V. auch mit§ 42 Abs. 3 

. KrW-/AbfG. 

\?Mit der Abgabe von Abfällen (Output) zur Be~ehigung sind die Zuordnungskriterien füt,,P~po­
. · '<tiien und Annahmebedingungen gemäß Abfallablagerungsverordnung und geltender Be~Ch~Iae 

,.,des Deponiebetr'eibers einzuhalten. Daraus resultieren die NB 4. 3.12 und 4. 3.13. 

Die in NB 4.3.14 geforderte Nachweisführung regelt sich gemäß§§ 3, 8, 15 und/oder 18 NachwV 

i.V. § 41 Abs. 1und§41 Abs. 3 Nr. 1 KrW-/AbfG. 

Die in NB 4. 3.15 aufgeführte zuständige Behörde ergibt sich aus § 1 Abs. 2 Satz 15 ABoZu VO 

vom 19.07.2000; das Zuleiten des EN/SN ist gemäß§ 6 Abs. 2 Satz 1 NachwV vorgeschrieben. 
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·;§~~~~?.§55i;iiii~:~=:~:~:~;; · 
27 bis29NachwV i.V. § 42 Abs. 3, § 43 Abs. 1, § 45 Abs. 3 und§ 46Abs: fKrW-/AbfG'. 

Der)3etreiber.d_erAnlage{Abfallerzeuger}-hatj_ähdich :eiz;i_e Abfallbilanz' (§ 20 KrW-/AbfG}. so­

W:iet:a'll~.:-fl:i'nt •:faht.e :das Abfallwirtschafskonzept J§l2:-.A:k~. -1 KrW-/AbfG}.,zu/~r;s_tellen; insofern 
.. : - - - . ·;, ~ -_:·~~;;'."~:.;.<''.·:7.~:.1:.~.r~s'(·~-~:.>.::\ .- ;·/.= --.:.) ··. ···.::-, · .. : .. ~~-:- - _-... ~„„ . 

aliAofäller.Zeugerjährlich mehr als insgesamt ·2000 kg .besonders überwachungsbedürftige Ab-

fälle°hz\V'. ZÖOOt überwachungsbedürftige Abfülleje Abfallschlüssel anfallen. 

Form und Inhalte der o.g. Dokumente haben gemäß Abfallwirtschaftskonzept-' und-bilanzver­

ordnung(AbfKoBiV), in der jeweils gültigen Fassung, zu entsprechen. 

Die zuständige Behörde für das Verlangen der Vorlage von Abfallwirtsch~skonzepten und Ab­

fallbilanzen ergibt sich aus § 1 Abs. 2 Satz 2 ABoZuVO vom 19.07.2000. Daraus ergibt sich die 

NB 4.3.17. 

Die im Gutachten vom I 7.03 .2005 (Anlage 6) durchgeführten Untersuchungen zur Rauchausbrei­

tung und Gefährdung bei .,einem Lagerbrand im Biokraftwerk Delitzsch bestätigen die Wirksam­

keit der Maßnahmen nach NB 4. 4.1. 

Zusammenfassung der Prüfergebnisse· 

Das beantragte Vorhaben erfüllt die Voraussetrungeri des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BimSchG1zum Schutz 

Durch das Vorhaben sind aufgrund der eingereichten Antragsunterlagen und bei Realisierung der 

im Abschnitt IV. bezeichneten Nebenbestimmungen sowie unter Beachtung der im Abschnitt V. 

gegebenen Hinweise Gefahren, Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Nachbarschaft 

und die Allgemeinheit nicht zu befürchten. 

Der Antragsteller hat ein Recht auf den begehrten Genehmi@ngsbescheid, weil durch die o. g. 

Nebenbestimmungen und unter Beachtung der Hinweise sichergestellt ist, dass zur Gewährleis­

tung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 

-schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 

erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervor- ~ 
fRflSTM 
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gerufen werden können(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BlmSchG), 

orsorge gegen schädTiche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

achteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 

Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BimSchG), 

Ä fälle vermieden, nicht zu vermeidende:Abfä.lle,Nerwertet-"und,nicht zwve ·· · ertende 

Aofälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werde~; Abfäl­

e sma nicht zu vermeiden soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht 

zumutbar ist; die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umwelt­

auswirki..ingen führt als die Verwertung; die Verwertung uhd Beseitigyng von Abfäl-

len erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und 

äen sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften(§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BimSchG) 

und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitschutzes der Errichtung 

und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§ 6 Nr. 2 BimSchG). Dem Antrag der Fa. 

BKD Biokraftwerk Delitzsch GmbH war somit im Er ebnis des Genehmigungsverfahrens statt-

6.5 Kostenbegründung 

Die Kostenentscheidung beruht auf den§§ 1, 6 und 8 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaa­

tes Sachsen (SächsVwKG) vom 17. September 2003 (Sächs GVBI. Nr. 16 S. 698) in der derzeit 

gültigen Fassung in Verbindung mit§ 1 der Sechsten Verordnung des Sächsischen Staatsministe­

riums für Finanzen über die Festsetzung der Verwaltungsgebühren und Auslagen (Sechstes Säch­

sisches Kostenverzeichnis - 6. SächKVZ) vom 24. Oktober 2003 (SächsGVBI. Nt. 16 S. 706) in 

der derzeit gültigen Fassung. 

·Gemäß 6. SächsKVZ, Anlage l; lfd. Nr. 55 Tarifstellen Ll.5 und L22 Nr. 6 a), d) wird für die 

, immissionsschutzrechtliche Genehmigung eine Gebühr von 3:890,00€ erhoben. Für die Gebüh­

renberechnung wurden die Kosten für die Änderung der Artlage von 200.000,00 €zu Grunde ge­

legt. 

Sind, wie im vorliegenden Fall, andere behördliche Entscheidungen gern. § 13 BlmSchG mit in 

die Entscheidung eingeschlossen, sind zusätzlich die hierfür anfallenden Gebühren mit zu berech­

. nen. Das betriffi hier die Erlaubnis nach § 13 Absatz 4 BetrSich V, für die gemäß Tarifstelle 7, lfd. 

Nummer 2.1 der Anlage 1 des 6. SächsKVZ eine Gebühr von 900,00 € erhoben wird. 

Die Gebühr für die Ausnahmen nach§ 15 Absatz 3, 7 und 9 der 13. BimSchV werden gemäß lfd. 

Nummer 55, Tarifstelle 10.3.3 der Anlage 1 des 6. SächsKVZ erhoben. 

Der Erhebung der Auslage liegt§ 12 Absatz 1Nummer2 SächsVwKG in Verbindung mit Anla­

. . ge 6 zu § 1 des 6, des SächKVZ zu Grunde. 
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Gebühr~nberechnung für den immissionsschutzrechtlichen Teil der Genehmigung.'..,· 

·' 
) . 

lfd. Tarif-

Nr. stelle GebÜhrenberechnung Gebühr 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigung: 

55 1.1.2 Gebühr= 1.920 € + 0,01 (200.000€- 128.000 €) 2.640,00 € 
-

55 1.22 zzgl. 750 € für jeden Tag, an dem ein Erörterungstermin 750,00 € 

Nr. 6) a) nach § 10 Abs. 6 BimSchG stattfand(hier: 1 Tag) 

55 1.22 zzgl. 500 € in Fällen, in denen eine Umweltverträglich- 500 00 € , _ . ' 

Nr. 6) d) keitsprüfung durchgeführt wurde, wenn die Darstellung 

und Bewertung der Auswirkllngen des Vorhabens durch 

. . 

Dritte auf Kosten des Antragstellers erfolgte 
-- _,„ .. : 

Zwischensumme: 3.890,00 € 

Gebühren für nach § 13 BlmSchG eingeschlossenen Entscheidungen: 

Tarif- •' 

"' 

lfd .. „Nr. stelle Geb.::ii:hir~n:_b-~rechn ung Gebühr 

Erlaubnis nach 13 BetrSichV 
7 2.1 Erteilung einer Erlaubnis ·naGh·§B'Abs. 4 BetrSichV zur 900:00 € , 

Änderung von drei Dampfer~eugem; .-
Reg.-Nr. SE 32/1.0-02/96 (Ä"05} 

Zwischensumme: 4.790,00 € 

Ausnahme nach§ 15 Absatz 3, 7 und9.der 13 .. B!mSchV 
:- . 

'• ... : . ' · 

lfd. Nr. Tarif- Gebühreilb~rechnung _ Gebühr 

·stelle .. 

55 10.3J . Ausn1;1.hmen von sonstigen Anforderungen der 13. BlmSch V 500,00 € 

(hier: Verzicht aufdie;kontinuierlit:he·Überwachung der 

Luftschadstoffe Schwefeloxide;Stickstoffdio:xid und Queck-

silber) : .,: 

Gesamt: 

fRf/ST. 
UCHSfN 

,• ~ . . . ~" . 
~ . . ': ~/ 
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Gemäß Anlage 6 zum Verwaltungskostengesetz des Freistaates Sachsen (SächsVwKG) werden 

die Aus_Iagen (hier Schreibauslagen) wie folgt berechnet: 
., 

lfd. Nr. Tarif- Berechnung Auslagen 

stelle 

2 1 Schreibauslagen für das Wortprotokoll vom Erörterungs-

termin für 2 Einwender a 111 Seiten= 222 Seiten: 

- Schreibauslagen für die ersten 50 Seiten: 0,51 €je Seite 25,50 € 

- für iede weitere Seite (hier: 172 Seiten): 0,15 €jeSeite 25,80 € 

Gesamt: 51,30 € 

VII. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung schriftlich oder zur 

Niederschrift beim Regierungspräsidium Leipzig, Braustraße 2 in 04107 Leipzig Widerspruch 

eingelegt werden. 

~/ 
/ l??-'>'l.-y:n/(J:_,,--

. Temmler 

Referent 

Anlage: 

1) Zahlschein 

2) 1 Ausfertigung der Antragsunterlagen, gesiegelt (3 Ordner) 

3) Erlaubnis nach § 13 Abs. 1 BetrSich V 

4) 1 Ausfertigung der gutachterlichen Äußerung .. der . TÜV ·Industrie Services GmbH vom 

18.01.2005 mit Anlagen gemäß Pkt. 6, gesiegelt 

5) zusammenfassende Darstellung und Bewertung derUmweltauswirlcungen des Verfahrens 

6) Untersuchungsbericht zur Rauchausbreitung und Gefährdung. bei einem Lagerbrand im Bio­

kraftwerk Delitzsch des Dipl.-Ing. U. Hammer vom 17.03.2005 
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Entsprechend Ziffer 1, Nr. 1.3 des vorliegenden Genehmigungsbescheides sin·d- pi~ nachstehend 
aufgeführten Unterlagen Bestandteil dieses'Bes·cheides: 

0. Inhaltsverzeichnis, Deckblatt 

1. Antrag/Allgemeine Angaben 
Anschreiben vom 14.09.2004 

Inhaltsverzeichnis 

Formular 1. 0: Verzeichnis der Antragsunterlagen 

Antragsformular 1/1 
_,,.-

Anlage zu Antragsformular 1/1, Blatt J 

Formular 1.2: Genehmigungsbestand deF.gesamten Anlage 

Kurzbeschreibung des Vorhabens 

Standort und Umgebung der Anlage 
Bestandsübersicht Flurstücke auf dem Gelände des BKD Biokraft- . 

. werks Delitzsch 

Lageplan, Grundstücksgrenzen 

Lageplan 

2. . Anlagen-, Verfahrens- und Betriebsbeschreibung 

3. 

Überblick über die Anlage 

, Detaillierte Beschreibung des Projektes 
Formufar 2.1: .Betriebeinheiten 

Formulare 2.2/1 und 2.2/2: Apparateliste 

Formulare 2.211 urid 2.2/2: Apparateliste 

Grundfließbild 
Darstellung der Input-/ Output-Volumen-1.Massenströme 

Prinzipschaltbild Brennstoff/ Rauchgas/ Asche 

Lageplan Betriebseinheiten 

Aufstellungsplan Brennstoffaufbereitun:g 

Stoffe, Stoffmengen, Stoffdaten 

Stoffe, Stoffmengen, Stoffdaten 

Formular 3 .1 /-1 : Art u. Jahresmengen der Eingänge 

Formular 3.112: Art u. Jahresmengen der Aµsgän.ge 

Formular 3 .2: Stoffidentifikationen 

Sicherheitsdatenblätter 

Pläne, 

Seiten Zeich­

nungen 

2 

7 

3 

4 

1 
1 
7 

1 

1 

2 

31 
1 

5 

1 

12 

1 

1 

.- . 

2 
112 

1 . 

1 

1 

1 

1 
1 
1 

. ,., 

,_. 

.'.· 

·: .. :: 

., 

, ·. ·· ·:. ,„•; , 
1 ' • • • 

. ; '· :: .. „~ 

.• ·; 
\.J 
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4. Emissionen/Immissionen 

5. 

Emissionen/Immissionen 

Formular 4.1/1: Emissionsquellen der gesamten Anlage · 

Formular 4.112: Betriebsablauf und Emissionen 

Formular 4.2: Abgas- und Abluftreinigung 

Formular 4.3/1 : Schallquellen 

Formular 4.3/2 : Angaben zum Standort der Anlage u. Umgebung 
Emissionsquellenplan 

Immissionsprognose Luftschadstoffe 

Lärmimmissionsprognose 

Lärmimmissionsprognose Teil 2 

Gutachten FSP B-Plan Nr. 13 

AbfäJie 

Abfälle 

Formular 5.1: Abfall- u .. Abwasserströme 

Formular 5.2: Abfallart und -zusammensetzung 

Formular 5. 3: Verwertung/Beseitigung des Abfalls 

Formular 5.4: Annahmeerklärung für einen Abfall zur Beseiti­

gung/Verwertung (Fa. Lobbe) 

Entsorgungsnachweis/Sammelentsorgungsnachweis 

Prüfbericht Nr. 0963/02 der Wolfener Umweltanalytik GmbH 

Annahmeerklärung 

Schreiben der Fa. Heisterner Holz Recycling GmbH v. 10.10.2003 
Entsorgungsnachweis/ Sammelentsorgungsnachweis 

6. Abwasser!U mgang ,mit. wassergefährdenden Stoffen 
Abwasserentsorgung, Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Formular 6.111: Beschreibung des Abwasseranfalls für jede Anfall­

stelle 

Formular 6.2/1 : Auflistung der Anlagen zum Umgang mit wasserge­

fährdenden Stoffen 
Dieseltankstelle 

Formular 6.2/2 : Anlage zum Umgang mitwassergefährdendenStof­

fen 

Formular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest benutzte Behälter 

Formular 6.2/5: Abfüllen bzw. Umschlagen flüssiger wassergefähr­

dender Stoffe 

Formular 6.2/8 : Rohrleitungen zum Befördern wassergefährden:der 

Stoffe 
Formular 6.2110: Auffangvorrichtungen 

Bescheinigung über die Funktionstüchtigkeit von Sicherheitsarmatu­

ren der Dieseltankstelle 

Prüfzeugnis für einen doppelwandigen Behältet,aus Stahl 

6 

1 

4 

2 

l 

45 

35 
122 

106 

4 

1 

1 

3 

5 

2 

3 

2 
10 

13 

3 

l 

1 . 

1 
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Säurelager 

f ormular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- .3 
fen · 

Formular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest' benutzte Behälter 2 

Formular 6.2/5 : Abfüllen bzw. Umschlag·en flüssiger wassergefähr- 2 

dender Stoffe 
Formular 6.2/8: Rohrleitungen zum Befördern wassergefährdender J 

Stoffe 

Formular 6. 2110: Auffangvorrichtungen 

Sahsäuretank 
Prüfbericht S-N 030201, Landesgewerbeanstalt Bayern 

Chemikalienlager W asseraufbereituti.g 

3 

Formular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- 3 

fen 

Öllager 
Formular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit was·s~rgetahrdenden Stof- 3 
fen _,, 

Formular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest benutzte'B'ehä:lter 2 
Formular 6.2/5: Abfüllen bzw. Umschlageriflussiger wassergefähr- 2 

dender Stoffe 
Formular 6.2/10: Auffangvorrichtungen 3 

Chemikalienlager Kühlwasseraufbereitung 
Formular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- 3 

fen 
Fo.rmular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest beri:utzte:Beliä:lter 2 

Formular 6.2/5: Abfüllen bzw. Umschlageri'"flli~sig'etwassergefähr- 2 

· dender Stoffe 
Formular 6.2/10: Auffangvorrichtungen 3 

Heizoltank 
Formular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit wassergefahrilenderCStöf- 3 

fen 
Formular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest benutzte Behälter 2 
Formular 6.2/5: Abfüllen bzw. Umschlagen flüssiger·wa.ssetgefälir;; 2 

dender Stoffe 
F ormula,r 6. 2/8: Rohrleitungen zum -Befördern wä.s~ergefäfudender 3 

Stoffe 
Formular 6.2/9: Dichtflächen 
Formular 6.2/10: Auffangvorrichtungen · 

2 

3 

Notstrom-Diesel 
Formular 6.2/2: Anlage zum Umgang mit wassetgH'ahrdendert 'Stof- 3 

fen 
Formular 6.2/3: Ortsfeste und ortsfest benutzte Behälter 2 · 
Formular 6.2/5: Abfüllen bzw. Umschl"age'lfflÜssigerwas~:rergefähf~ ' · 2 

2 
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7. 

8. 

9. 

10. 

dender Stoffe 

. Formular 6.2/6 Herstellen, Behandeln; Verwenden von wasserge­
fährdenden Stoffen 

. Formular 6.2/8: Rohrleitungen zum Befördern wassergefährdender 
Stoffe 

Formular 6.2/9: Dichtflächen 

Formular 6.2/10: Auffangvorrichtungen 

Verfahrensschema Wasseraufbereitung 

Schreiben der Fa. Shell Direct Partner vom 04.05.2004 Sicherheits-

einrichtungen an Tankfahrzeugen 

Anlagensicherheit 
Anlagensicherheit 

Formular 7.2: Arbeitsstättenverordnung 

Formular 7. 3: Gefahrstoffverordnung, Gerätesicherheitsgesetz 

Formular 7.6: Brandschutz für das Gebäude-/ Anlagenteil 

Abnahmebescheid der Fa. IBExU Institut für Sicherheitstechnik 

GmbH vom 04.04.2004, Bearb.-Nr. m ·-04-7-032 

Sicherheitstechnisches Gutachten der Fa. IBExU Institut für Sicher-
heitstechnik GmbH vom 04.04.2004, Bearb.-Nr. IB-04-7-032 

Brandschutzkonzept Turbinenhalle und Holzlager des Dipl.-Ing. U. 
Hammer vom 24.02.2003 

Brandschutzkonzept Umnutzung ehern. ZU:ckerhaus zum Brennstoff-

lager des Dipl.-Ing. U. Hammer vom 10.08.2004 

Eingriffe in Natur und Landschaft 

Eingriffe in Natur und Landschaft 

Energieeffizienz 
Energieeffizienz 

Bauantrag/Bauvorlagen 

Bauantrag/Bauvorlagen 

2 

3 

2 
3 

1 

1 

12 

4 

2 

4 

1 

20 

29 

32 

1 

1 
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11. Unterlagen für weitere nach§ 13 BimSchG zu bündelnde Genehmigungen und be-
hördliche Entscheidungen 

Unterlagen für weitere nach§ 13 BimSchG zu bündelnde Genehmi­

gungen und behördliche Entscheidungen 

12. Maßnahmen nach Betriebeinstellung . 

Maßnahmen nach Betriebeinstellung 

13. Umweltverträglichkeitsprüfung 
Umweltverträglichkeitsstudie 

Niederschrift zur Antragskonferenz 

82 4 
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